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Convertible Bond und Aktie.
Von Reichsgerichtsrat a. D. Dr. Brodmann, Leipzig.

Der „convertib le  bond“ , d. h. die Teilschuldver­
schreibung einer A.-Gesellschaft, welche dem Eigentümer 
das Recht verleiht, innerhalb gewisser Zeit oder zu einer 
näher bestimmten Zeit zu bestimmtem Kurs gegen die 
Darlehnsforderung eine A k tie  der Gesellschaft ein­
zutauschen, ist in den Vereinigten Staaten von N ord­
amerika rechtlich möglich und tatsächlich weit verbreitet. 
E r ist auch in der Tat geeignet, einer geldbedürftigen Ge­
sellschaft die Kapitalbeschaffung außerordentlich zu er­
leichtern, aus Gründen, auf welche gleich einzugehen sein 
w ird, und die lebhaft erörterte Frage ist, ob auch nach 
unserem Recht A.-Gesellschaften in dieser Form Darlehen 
gültig aufnehmen können und ob, wenn das nicht der Fa ll 
ist, das Gesetz entsprechend geändert werden soll. Was 
die erstere Frage angeht, so ist sie ohne weiteres —  und 
zwar verneinend —  entschieden, wenn man von der Um­
tausch-Obligation genau dasselbe verlangt, was der con­
vertib le  bond leistet. Es fragt sich aber, ob es n icht eine 
zulässige A bart gibt, welche dieselben oder wesentlich 
die gleichen Dienste leisten würde.

Daß der Darlehensgläubiger m it dieser Obligation au 
seine Rechnung kommt, ist ohne weiteres verständlich 
Ls handelt sich immer um große Verhältnisse und de 
erste Nehmer sind nicht die zahlreichen kleine! 
Kapitalisten, in deren Hände die Stücke schließlicl 
kommen müssen, sondern eine oder mehrere Banken 
welche das Geld hergeben, nicht ohne sich über die Aus 
sichten zu unterrichten, welche das Unternehmen al 
produktives bietet, und nicht ohne sich fü r die Gelder, di 
sie geben, ausreichende Sicherheiten gewähren zu lassen 
Erhalten sie obendrein die Option auf die entsprechend« 
Anzahl von A k tie n  zu einem je tzt schon festgelegtei 

i Sj  soTTescomPtieren sic —  sozusagen —  zum zweiten 
mal die Hoffnung, welche sie auf die Zukunft des Werke 
setzen, wenn sie ih r Geld in  dasselbe hineingeben. E 
mg m diesem W ahlrecht, das ihnen nur Rechte verleih 

dcnr,SIe.]f U nIc *s verpflichtet, auch nicht eine Risikoprämie 
werden D ioAn- eii ! f  £ flegt nicht ungedeckt gegeben z«
Ermäßigung ^des^Zinslußes1̂ ^  eij £r ^ewissei
keinem Verhältnis steht zu dpU r  ES- ei ’ d*e aber ”  
Grenzen ist und o ft genug schon 9.®wmn?hance< d ie ohm 
mag. Hätte man n i c K e  A l i n  aVs2efallan seil 
sondern einen Einzelkau im™  A '<henÖeseUschaft vor sich 
schwer vorstellen, wie ein solche man sich nu
Sache sich sollte einlassen Uö h r  ub‘rr llauPt auf di« 
Harpener Bergbau-Gesellschaft l " 6” ’ • J la t z" di< 
Aktien auf 82 PC t standen, eine Anleihe zu" 97 pCt 
genommen, den Gläubigern dne . .. P'~t - auf
W e n  Aktien z„m  P a r i f i  "  . d»
die AkUen auf über 200 pCt. St e h . „ ™ k Ä " dn

risikofreien Gewinn von über 100 pCt. ausmacht. Kein 
verständiger Kaufmann w ird  sich auf so etwas einlassen, 
es sei denn, er befände sich in  höchster Not und der 
Geldgeber nützte das aus. N ur gerade von der A.-Gesell- 
schaft, wenn sie der Kaufmann ist, g ilt das nicht. Und 
das ist denn wohl auch das Auserlesene an der 
amerikanischen Erfindung. Der Gesellschaft als solcher, 
ihrem Geschäft und seiner finanziellen Lage, der Ver­
waltung, sofern sie ih r Augenmerk nur auf das W o h l­
ergehen des Werkes und der F irm a richtet, kann es nur 
erwünscht sein, wenn die Gläubiger den Umtausch wählen, 
mögen die A ktien  auch um Hunderte von Prozenten ge- 
stiegen sein. Ob die Gesellschaft fü r 100 Obligationen 
100 Aktien  hergibt oder 200, ob 100 oder nur 50, macht 
auf ih r Vermögen keinen anderen E indruck als immer nur 
denselben, daß auf dem Papier der betreffende Posten 
aus dem Konto Kreditoren verschwindet und in  das Konto 
G rundkapital oder zugleich auch in  das Reservekonto 
hinüberwandert, was, wie gesagt, ihre finanzie lle Lage nur 
verbessert. Den Schaden haben a lle in  die Aktionäre, 
welche, indem sie die Aufnahme eines Darlehens in dieser 
Gestalt beschließen, vorausgesetzt, daß sie überhaupt ge­
fragt werden auf das Ungewisse hin jedem denkbaren 
Grad von Verwässerung des Aktienkap ita ls ihre Zu­
stimmung erteilen. Wenn ich nicht irre, ist es F  o n t a n e 
welcher in einem seiner Romane die Szene aus der Zeit 
N a p o l e o n s  schildert, wo die neu konscrib irten 
Iruppen  in  schmucker Uniform  m it blinkenden W affen 
bei klingendem Spiel durch die Straßen ziehen, während 
vom Burgersteig em Trupp Inva lider und K rüppel aus 
dem letzten Feldzug zusieht, schmutzig, in  zerrissenen 
K leidern, hungernd und frierend, vom Staat vergessen wie 
auf den Kehricht geworfen. Das, hübsch 2 CW

™ c h i X » f  V i i " ‘ ,e 1<ir die U m t . J h - S c M d :

die m eU er * *  Ltferd,efuß' der in der Sache steckt und den 
w e lrh l ^  f n ‘c h tvsehen> vor allem die Aktionäre  nicht, 
a ., l  o i 1C Vorschläge der Verwaltung eingehen. 
Auch S o l m s s e n ,  der im Bank-A rch iv Bd. 26 S. 21 ff. 
das verdienstliche W erk unternommen hat, auf Grund 
seiner Kenntnis des amerikanischen Rechts und der 
amerikanischen Zustände einmal allen denen die Augen zu 
offnen, welche geneigt sind, vorschnell ihre Bewunderung 
dessen, was die Amerikaner in W irtschaft und Produktion 
leisten, auch auf ih r Recht zu erstrecken, hat sich gegen den 
convertib le  bond und seine Einführung bei uns aus­
gesprochen. Auch er sagt, daß m it ihm auf dem Rücken 
der A ktionäre  spekuliert werde. Aber daß das eben nur 
auf dem Rücken der A ktionäre  geschieht und die 
A.-Gesellschaft ganz unberührt läßt, daß es sich um eine 
Spekulation handelt — wofern diese Bezeichnung über­
haupt noch am Platze ist — , welche weder fü r den Geld­
geber noch fü r den Geldnehmer Gefahr in sich birgt, 
sondern nur fü r D ritte , das sagt er nicht, und ob er es 
überhaupt bedacht hat, möchte man angesichts dessen be-
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zweifeln, daß er vorschlägt, wenigstens fü r vorüber­
gehende Zeit, durch Aenderung der Gesetzgebung den Ge­
sellschaften, welche Geld aufnehmen wollen, die Mög­
lichkeit zu verschaffen, dem Geldgeber neben der Obli 
gaiion Option auf die Aktie  einzuräumen. Darauf hat 
wie m ir scheint m it Recht, S 1 n t  e n 1 s (Bank-Archiv 
Bd. 26 S. 52) erw idert, daß das um nichts besser sei. 
Gerade die Option ist der G iftzahn am convertib le bon . 
Stärker betont und ganz deutlich herausgehoben linde 
ich diesen Punkt bei K  a 1 i  s c h (Frankfurter Zeitung vom 
9 November 1924). Aber auch er sagt dann wieder: Die 
Geschädigten sind v o r  a l l e n  D i n g e n  die einzelnen 
Aktionäre. N icht vor allen Dingen, ganz a lle in  sind sie 
es, auf deren Risiko die Sache läu ft1). . ,

Die Frage ist nun aber zunächst nicht, ob diese A r t
von Schuldverschreibungen empfehlenswert, sondern ob 
sie nach unserem Recht überhaupt zulässig ist. Darubei 
ins klare  zu kommen, ist um so dringlicher, als bereits 
eine Anzahl von Gesellschaften solche Schuldver­
schreibungen ausgegeben haben. Die Versuche, welche 
gemacht worden sind, sie zu rechtfertigen, sind, wie ihre 
Verfasser selbst nicht unterlassen hervorzuheben, reich­
lich künstlich ausgefallen. H a r t m a n m m  Bank-Archiv 
Bd 24 S. 70 nennt sie Akrobatenstücke juristischer Kon 
struktion, Ich meine, daß sie verunglückt sind und bin der 
Ansicht, daß diese Schuldverschreibungen m it unserem 
Recht n ich t vereinbar sind. Ich befinde mich dabei :: 
Uebereinstimmung m it der herrschenden Lehre, finde 
aber, daß diese, w ill sie konsequent bleiben, an sich selbst 
erst einmal reformieren müßte2).

i) Leider steht der bei aller Kürze höchst belehrende 
Aufsatz an einer Stelle, wo es den meisten nicht leicht sein wird, 
ihn zu erreichen. Es ist interessant zu hören, daß im Jahre 
jo jo  in den Vereinigten Staaten von den insgesamt 35 Milliarden
amerikanischen Anlagepapieren . 1 *  Milliarden co t.Me 
hnnds Gewesen sind. Interessant ist auch die Beobachtung, daU 
diese Papiere in den Perioden wirtschaftlicher Depression auf- 
leben: Die Ausgabe von Aktien ist in solchen Zeiten kau™
möglich" da sie zu pari nicht unterzubringen sind und ihre Aus- 
Tbe unter pari verboten ist; Bonds gegen erste hypothekarische 
Sicherheit süid gewöhnlich nicht mehr ausgebbar; zu diesem 
Mittel hat man schon vorher gegriffen; man muß, w ill man Ge 
erhalten irgendeinen Köder auswerfen; man gibt nun entweder 
pfandrechtlfch gering gesicherte junior £ -
ganz ungesicherte debentures aus die mit dem Recht des “  
tauschs in Aktien ausgestattet sind." — Die Tatsache, daß Union 
Pacific unter H a r r i m a n  ihre große Stärke ganz wesentlich 
auf die A rt und Weise zurückführt, in der sie es verstanden hat, 
convertible bonds zur Aufnahme neuen Kapitals zu verwenden 
ist ein zweifelhaftes Lob, solange man nicht weiß wie die 
Aktionäre der jeweils früheren Emissionen dabei gefahren sind. 
Es wTre anderseits ja auch z B nicht ausgeschlossen daß 
selbst in dem oben mitgeteilten Falle der HarPenJ r 
gesellschaft die Aktionäre keinen Anlaß haben sich zu be 
schweren, nämlich dann nicht, wenn der je zige u ,
lediglich darauf zurückzuführen sein sollte daß damals g r  1H 
zu rechter Zeit das auf andere Weise nicht zu habende Ge d 
hereingekommen ist. Da hierüber aber nichts feststeht ist aul­
fallend, daß K a l i s  ch (Berliner Tageblatt vom 11. 2. 1925) von 
diesem Falle sagt, daß niemand eigentlich geschädigt sei, c 
kann das nur so verstehen, daß gemeint ist, die alten Aktionäre 
ständen auch dann nicht anders da, wenn der Geldgeber von 
vornherein Aktien genommen hätte. So darf man doch ment 
vergleichen, — S. auch K a l i s c h  in J. W. 1927. 635 (gegen 
S o 1 m s s e n).

2) A nm . d e r  S c h r i f t l e i t u n g :  Gegenüber diesem 
4 eil (jes Herrn Verfassers ist es vielleicht am Platze, darauf 
, daß in dem von ihm als Ausdruck der herrschenden

-lnüezogenen Aufsatz von H a r t m a n n  im Bank- 
.e 5. ”c T-i ,[anz allgemein die Auffassung ausgesprochen 

ArcklV, 2(f  vielgestaltigen Mischformen der Aktienbeteiligung, 
wird, daß die vielgesta ^  kü Stimmrechts- und Schutz-w.e Obligation ähnliche Vor ^  wekhe ihre £nt.

a¥ le, j .  a s V  , außerordentlichen Verhältnissen der Nach­
schuld igung in den au einer gewissen Uebergangszeit
kriegszeit finden, aber Aktienpraxis verschwinden
wieder einmal aus der deutsc ungrwähnt bleiben, daß die 
müssen. Es darf im übrigen Vorratsaktien auf dem im
Schaffung und Uebernahme von ^  Regel ist,
obigen Artikel geschilderten Wege durch®“ kti von den Ueber- 
sondern daß in zahlreichen ^H en  Vorratsaktien 
nehmern in einer nach keiner Richtung 
Weise bezahlt und durchgehalten worden sind.

Entgegensteht — ausdrücklich ausgesprochen dei 
§ 283 HGB., wonach niemandem vor dem Beschluß über 
die Kapitalerhöhung rechtswirksam ein Bezugsrecht aut 
Aktien  bedungen werden kann. Und entgegensteht — 
fre ilich  so ausdrücklich n icht gesagt - ,  daß unser Gesetz­
buch eine E r h ö h u n g  des G r u n d k a p i t a l s  aut 
l a n g e  S i c h t  nicht kennt und mehr als das, nicht w ill.
Sie stünde m it zwingenden Vorschriiten  des Gesetzes, 
wenn man sie richtig  liest, in Widerspruch.

An und fü r sich bedeutet die Erhöhung des Grund­
kapitals oder, was dasselbe ist, die Aufnahme weiterer 
M itg lieder in  die Gesellschaft, einen Dingri ,
Sonderrecht jedes Aktionärs, schon deshalb, w e il es die 
Quote seiner Beteiligung mindert. So ist es; grundsätz­
lich, Aber daran festhalten, hieße die Gesellschaft und 
ihre gesunde Fortentw icklung in einem sehr wichtigen 
Punkte an die Laune des Einzelnen fesseln, und so muß 
an dieser, wie auch noch an anderen Stellen das Sonder­
recht im Interesse des Ganzen ein Abbröckeln über sich 
ergehen lassen. Es muß der Einzelne sich dem W i len 
der Mehrheit, in  der Regel einer qualifizierten Mehrheit 
fügen. Aber darauf hat jeder von ihnen das unentzieh- 
bare Recht, daß e r ,  m it allen anderen zusammen, ent­
scheidet, n icht nur das Ob, sondern auch das W ie. Denn 
das ist fü r seine Rechtslage der springende 1 unkt, wieviel 
neue Mitgliedsrechte auf den Betrag geschaffen werden, 
um welchen das G rundkapita l erhöht werden soll, m it 
anderen W orten, zu welchem Kurs die Aktien  ausgegeben 
werden sollen. Er kann dadurch keinen Schaden leiden, 
daß es dem Vorstand gelingt, im  einzelnen F a ll oder 
generell einen höheren Preis zu erzielen als voi gesehen ist. 
Aber d e n  Preis zu bestimmen, u n t e r  welchen nicht 
heruntergegangen werden darf, das ist der Generalver­
sammlung unter allen Umständen Vorbehalten. Da.s kann 
nun aber vernünftigerweise immer nur der Preis sem, 
welcher den gegenwärtigen Verhältnissen entspricht. Es 
können Wochen, vielle icht auch Monate darüber vergehen, 
bis es zur Durchführung der Kapitalerhöhung gekommen 
ist. So schnell ändern sich ja auch die allgemeinen V er­
hältnisse meist nicht. Aber auf Jahre hinaus kann niemand 
mehr w irk lich  schätzen, kann vielmehr nur noch spekuliert 
werden, und wenn vie lle icht auch einzelne Aktionäre 
oder selbst die M ehrheit auch das zu tun geneigt wäre, 
darauf braucht der Einzelne sich nicht einzulassen und 
darin braucht er auch einem Mehrheitsbeschluß sich n icht 
zu fügen. Und auch die Frage, ob überhaupt Geldbedarf 
vorhanden ist und deshalb also neue Aktien  geschaffen 
werden sollen, kann immer nur auf die Gegenwart ab­
gestellt Gegenstand der Entschließung sein. Sollte aut 
das Ungewisse hin die Entschließung dahingehen, daß 
die Verwaltung zu bestimmen hätte, wann das Be­
schlossene in die Tat umgesetzt werden soll, so wäre 
— wie ziemlich allgemcin. auch anerkannt w ird  ei
Beschluß unwirksam, und wäre die Meinung, daß der 
Generalversammlung auch diese Entschei ung v ° r  
behalten bleibt, dann wäre der Beschluß nichtssagend und 
überflüssig. Denn schließlich kann auch daran kein 
Zweifel aufkommen, daß die Generalversammlung, auch 
wenn sie den Kapitalerhöhungsbeschluß faßt, weder die 
Gesellschaft noch sich selbst rechtswirksam darauf fest­
legen kann, daß sie auf ihrem Beschluß beharrt, bis es 
zur Durchführung der Kapitalerhohung gekommen ist.

Es bleibt der Fa ll, daß eine Kapitalerhöhung nicht 
nötig ist, weil die Verwaltung über die nötige Anzahl von 
V o r r a t s a k t i e n  verfügt, gleichviel, wie es dazu ge­
kommen ist. Dann kann, sagt man, die Gesellschaft diese 
zum Umtausch, wenn er verlangt w ird , verwenden. 
Genau gesprochen ist das schon von vornherein mch 
richtig. Zunächst sei darauf hingewiesen, daß, wenn dei 
Vorstand die ihm durch die Existenz solcher A ktien  ge­
botene M öglichkeit benutzt, eine Anleihe gegen umtausen- 
bare Schuldverschreibungen aufzunehmen, ohne die 
Generalversammlung zu befragen, diese nicht so ü
los ist, den Hieb zu parieren. Ich wußte mch , «  
hindern sollte, durch Kapitalerhohung unter Beibehaltung 
der Bezugsrechte der Aktionäre  die Anteilrec 
verwässern, daß dem Geldgeber die Lust verge ,
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tausch zu wählen. Und auch dann ist hieran die General­
versammlung nicht gehindert, wenn sie gefragt worden ist 
und zugestimmt hat. Ferner ist es sehr lässig ausgedrückt, 
wenn man sagt, die Gesellschaft könne die Vorratsaktien 
gegen die Obligationen in  Tausch geben. Das kann sie 
nicht. Die Vorra tsaktie  kann gar n ich t anders existent 
werden, als daß die Gesellschaft sie aus der Hand gibt, sie 
an einen D ritten  b e g i b t ,  den Treuhänder. N ur wenn 
dieser bei der Stange bleibt, wenn er die ganze Zeit hin­
durch bereit und imstande ist, seinen Verpflichtungen der 
Gesellschaft gegenüber nachzukommen, kann der Geld­
geber darauf rechnen, daß er im  Falle  der Option die Aktie  
auf die eine oder die andere Weise auch w irk lich  bekommt. 
M it einem Anspruch gegen die Gesellschaft richtet er 
nichts aus, da er das deutsche Aktienrecht kennen und 
wissen mußte, wie es m it der ihm versprochenen A ktie  be­
wandt war und wie das Versprechen der Gesellschaft a lle in 
gemeint sein konnte. Die Bank ist Treuhänder fü r beide 
ie ile  und fü r ih r Verschulden oder Unvermögen haftet 
keiner von beiden dem anderen.

Aber das alles sind nur Aeußerlichkeiten, Man muß 
noch tiefer gehen und sich einmal diese Vorratsaktien 
überhaupt auf ihre Berechtigung hin näher ansehen.

In  der Katastrophe, welche W irtschaft und Währung 
nach dem Krieg erlebten, hat sich eine A r t  von Aktien  ge­
bildet, welche m it dem, was das HGB. unter A k tie  ver­
steht, nur den Namen gemein hat. Der allen diesen, im 
einzelnen noch verschiedenen Gestaltungen gemeinsame 
Zweck ist, die letzte Entscheidung in den Angelegenheiten 
der Gesellschaft, die nach den zwingenden Vorschriften 
unseres Gesetzbuchs bei der Versammlung der an der Ge­
sellschaft Beteiligten liegt, diesen zu nehmen und in die 
Hände der Verwaltung, Vorstand oder Aufsichtsrat oder 
beider zusammen zu verlegen. Man kann deshalb generell 
von V e r w a l t u n g s a k t i e n  sprechen und unter 
diesem Oberbegriff S t i m m r e c h t s a k t i e n  und V o r ­
r a t s a k t i e n  unterscheiden. Der Ausdruck S c h u t z -  
a k  t  i e deutet auf den entfernteren Zweck, welchem diese 
Stabilisierung der Omnipotenz der Verwaltung nicht 
ausschließlich aber doch o ft als M itte l dienen soll, den 
Schutz vor einer w irklichen oder vermeintlichen Gefahr 
der Ueberfremdung. Es war die Befürchtung, es könnten 
Ausländer den V e rfa ll unserer Währung ausnutzen, um 
sich durch massenhaften Ankauf der sie so gut wie nichts 
kostenden Aktien  des überwiegenden Einflußes oder gar 
der A lleinherrschaft in  der Gesellschaft zu bemächtigen, 
welcher diese Sonderart von A k tie n  v ie lle ich t ihren U r­
sprung jedenfalls ihre schnelle und große Verbreitung, 
ihre Zulassung vor dem Forum des Registerrichters und 
schließlich auch die zwar n ich t ausdrückliche aber die 
m ittelbare Anerkennung der Gesetzgebung oder Ver­
ordnungsgewalt des Reiches ve rdankt/ Der Begriff der 
s c h u l d v e r s c h r e i b u n g s ä h n l i c h e n  A k t i e
deckt sich n icht durchaus m it dem der V e r­
waltungsaktie. Die Bezeichnung ist von dem eigen­
tümlichen gegen die typischen Berechtigungen aus 
der A k tie  stark abstechenden Inha lt der Rechte 
hergenommen, welche in  ih r investiert sind. Von 
der Stimmrechtsaktie ist die M e h r s t i m m r e c h t s -  
a k t i e  noch zu unterscheiden, Die Vorschrift des § 2521 
, V, ■ ' ?as M e  A k tie  das Stim m recht gewährt, welches nach 

j ra^e? aus6cübt wi>-d, ist in letzterem Punkt nicht 
A k t ; fn nm-t Unir durchaus normale (Vorrechts-)
geben n a„er l ? l f.r  ^wnJm^ ra t̂ ' kat es immer schon ge- 
fechtsaküe nflem U * \ e,h rstiinmrechtsaktie. Die Stimm- 
100- auch Ä h L I  Ä ecrl l öhter ’ nicht “ Iten stark, 
sein. A L r  sie u t t e r S i ^  S‘ im m kraft ausgestattet zu 
m it mehrfachem Stimmrecht dadurch d^r  RVonrechtsaktie 
Stimmrechts wegen geschaffen u* -A d& j  S*C des 
gung an der Gesellschaft und ihren Erfolgen o T ln  W ahr" 
heit überhaupt n icht m it ih r verbunden ist, je d e n fa lls ¡her 
nur m  tunlichst abgeschwächter Weise als unvermeidliches 
Anhangse1 in  den Kauf genommen w ird . A lso J  
rechtsaktie deshalb, weil s,e nur des Stimmrechts wegen 
da is t. -  Die Vorratsakhc und die Erhöhung des Grund* 
kapitals, auf der sie beruht, dienen nicht einem K ap ita l­

bedürfnis der Gesellschaft und überhaupt nicht dem 
Zweck, Geld hereinzubekommen, wenigstens nicht zur Zeit. 
Sie sollen nur die Verwaltung fü r künftige Fälle von den 
zwingenden Vorschriften des Gesetzbuches über die K a­
pitalerhöhung emanzipieren, was nicht ausschließt, daß sie 
zugleich als Stimmrechtsaktien funktionieren.

A lle  diese regelwidrigen Gebilde sind über uns ge­
kommen wie der Dieb über Nacht. F re iw illige  und 
streitige Gerichtsbarkeit haben sich den Tatsachen gefügt. 
Vom rechtswissenschaftlichen Standpunkt aus sind alle 
diese Aktien, wofern es sich um Verwaltungsaktien in 
diesem Sinn handelt, m it zwingenden Vorschriften des 
Gesetzes in  W iderspruch und nichtig. Wenn nach § 178 
HGB. die A k tie  das auf der entsprechenden Einlage zum 
Gesellschaftsvermögen beruhende Recht der Beteiligung 
an der Gesellschaft bedeutet, dann kann man von einer 
A k tie  nur reden, wenn die Rechte aus ih r auf jenem Beitrag 
zum Gesellschaftsvermögen beruhen, aus ihm als ih rer 
Quelle fließen, wenn also ein solcher E in tr it t in  die 
Gesellschaft, eine solche Beteiligung an der Aufbringung 
des Grundvermögens der Gesellschaft w irk lich  gewollt 
ist. Es ist fre ilich  n icht wohl zu bezweifeln, daß in allen 
Fällen, welche vorgekommen sind, die erforderliche 
Kapitalerhöhung und die entsprechende Uebernahme und 
Zuteilung der Aktien  d e r  F o r m  n a c h  sich vollzogen 
haben. Aber diese Formen sind hier ohne Inhalt. A lle  diese 
Geschäfte sind s i m u l i e r t e  R e c h t s g e s c h ä f t e ,  
weil es oder jedenfalls dann, wenn es auf eine Beteiligung 
der Uebernehmer der A k tie n  an der Gesellschaft gar n icht 
abgesehen ist, die denn auch ganz unbedenklich w eil 
gänzlich uninteressiert, die Ausübung ihres Stimmrechts 
an die Wünsche der Verwaltung binden können. 
F re ilich  würde D ritten  gegenüber die Simulation rechtlich 
ohne Bedeutung sein. In  der Hand eines D ritten  sind 
auch Verwaltungsaktien, wenn sie dahin gelangen, gültig. 
Aber bei Verwaltungsaktien sollen ja auch D ritte  nicht in 
Frage kommen, kommen es auch nicht, jedenfalls zu­
nächst n ich t und meist denn auch überhaupt nicht. Im V er­
hältnis des Uebernehmers, Bank oder Bank-Konsortiums, 
zur Verwaltung und im Verhältnis beider wiederum zu 
den M itg liedern der Gesellschaft, den wahren A ktionären  
dann, wenn in  der Generalversammlung und vollends, 
wenn in dem betreffenden Beschluß offen der Zweck der 
Kapitalerhöhung und der Verbleib der neuen Aktien, die 
Gebundenheit des Uebernehmers und ihre Uninteressiert­
heit kenntlich zum Ausdruck kommt, kann der Tatbestand 
der Sim ulation gar nicht außer acht gelassen werden. Im 
einzelnen liegen die Fälle  sehr verschieden. Aber schon 
die schuldverschreibungsähnliche A k tie  ist eigentlich nicht 
Aktie , jedenfalls nicht typische A ktie , sondern vielmehr 
Darlehn, a llenfa lls partiarisches Darlehn.

Immerhin w ird  bei ih r wenigstens noch ein einiger­
maßen entsprechender Beitrag zum Vermögen der Gesell­
schaft geleistet. Wenn aber —  um gleich auf einen 
extremen Gegenfall einzugehen —  eine A,-Gesellschaft 
ih r G rundkapita l von 100 M illionen  um 50 M illionen  
erhöht, indem die übernehmende Bank während der Tage 
der Anmeldung zum Handelsregister einen Scheck über 
12^2 M illionen  ausstellt, aber nicht aus der Hand gibt und 
nach der Eintragung der Kapitalerhöhung dadurch „ein­
löst , daß sie die 12% M illionen  der Gesellschaft m it der 
Vereinbarung gutschreibt, daß weder die Bank Dividende 
noch die Gesellschaft Zinsen haben soll, wenn auf di€S® 
Weise 50 000 Stimmen geschaffen sind und der yerwa ung 

Verfügung stehen, denen schlechterdings^zur
Grundlage feh lt und die buchstäblich 
schweben, dann macht sich der, welcher das ern i

lächerlich. ,, . .  ..
r- „  , u  , , werden, daß alle diese Aktien,Es so ll nicht behauptet we den .d  ^

nachdem es zur Eintmgung ^  deshalb SQ
kommen ist, «‘chtig se em hiedcn und jeder
nicht sein, weil die ra u e  zu s „u  1inft  sollte
einzelne geprüft werden mußte. Aber in Zukunft sollte 
der2 Registerrichter die Eintragung in das Handelsregister 
abiehnen wenn unverkennbar hervortritt, daß eine auf 
den Genuß der Dividende abzielende Beteiligung ment
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beabsichtigt w ird, daß es den Beteiligten vielmehr nur 
darauf ankommt, m it denkbar geringem Geldaufwand 
übertrieben großen Einfluß auf die Entschließungen der 
Generalversammlung zu gewinnen.

Uebrigens hat es auch nicht dabei sein Bewenden, daß 
die Verwaltungsaktie den Gesellschaftswillen verfälschen 
soll und verfälscht. Wenigstens die Vorratsaktie  
beeinträchtigt auch m ateriell die Rechtslage der Aktionäre 
in  einer Weise, welche m it unseren aktienrechtlichen 
Grundsätzen unvereinbar ist. In  ZBH. I I  Heft 4 habe ich in 
einem anderen Zusammenhang näher ausgeführt, wie sich 
um die Persönlichkeit der A.-Gesellschaft zwei ganz ver­
schiedene Rechtskreise legen, die m it a lle r Aufmerksamkeit 
auseinander gehalten werden müssen. Der eine Kreis 
ist das Ganze der Rechtsverhältnisse, in welche die 
Gesellschaft dadurch e in tritt, daß sie im Leben und Ver­
kehr steht und ih r Unternehmen betreibt. Der andere 
Kreis ist ihre innere Struktur, ihre Konstitution als 
Gesellschaft, das Ganze der Rechtsbeziehungen der 
Aktionäre zueinander und zur Gesellschaft. Zwar haben 
beide Kreise den Gegenstand gemein. Es ist ein und 
dasselbe Gesellschaftsvermögen, auf das sie sich beziehen 
und insofern ist in  Hinsicht der Größen- und W e rt­
verhältnisse der eine Kreis eine Funktion des anderen. 
Im übrigen sind es getrennte Gebiete. Hat der Vorstand 
der Gesellschaft als ih r gesetzlicher Vertreter un­
beschränkte Vertretungsmacht, so g ilt  das doch nur inner­
halb jenes ersteren Kreises, Im  Innenverhältnis der 
Gesellschaft und ihrer M itg lieder zueinander hat er grund­
sätzlich keinerlei Macht und keinerlei Verfügungsgewalt. 
H ier entscheiden ausschließlich die Gesellschafter selbst, 
und zwar, soweit nicht Sonderrechte in  Frage stehen, 
nach Mehrheit, einfacher oder qualifizierter. H ier ist der 
Verfügungsmacht des Vorstandes eine Grenze gezogen, 
die er auch beim Rechtsverkehr m it D ritten  vermöge seiner 
Vertretungsmacht nicht überschreiten kann. Wtenigstens 
ist es grundsätzlich so. Bei einer Erhöhung des G rund­
kapita ls ist die Aufforderung, A k tie n  zu übernehmen, die 
Entgegennahme der Zeichnungen, Zuerteilung der A ktien , 
ihre Ausfertigung und Begebung durchaus Sache rechts­
geschäftlicher Vertretung der Gesellschaft D ritten  gegen­
über. Und doch sind alle diese Rechtsgeschäfte nichtig 
und wirkungslos, wenn sie vorgenommen werden im Falle, 
daß die Generalversammlung die Erhöhung des G rund­
kapitals n icht beschlossen hat. Denn m it der Ausgabe 
neuer Aktien  verschiebt sich das Verhältnis, in welchem 
der einzelne A ktionä r am Ganzen beteiligt ist. Und das 
ist ein Punkt, über welchen zu verfügen der Vorstand 
überhaupt nicht die Macht besitzt. Es gibt ein Reclits- 
gebilde, an welchem dieser Satz zuschanden w ird . Aber 
das ist auch ein Gebilde, welches einen ungelösten W ider­
spruch in  sich trägt. Das ist die Aktie , die im Eigentum 
der Gesellschaft selbst steht, die Gesellschaft als M it ­
glied ihrer selbst. Da sich die Theorie aus zwingenden 
Gründen des praktischen Bedürfnisses m it dieser 
irra tionalen Rechtsfigur abfinden muß, so ist auch kein 
Zweifel, daß der Vorstand eigene Aktien  der Gesellschaft 
zu erwerben und zu veräußern die Rechtsmacht besitzt. 
E r so ll es nicht tun im regelmäßigen Geschäftsverkehr. 
Aber auch, wenn er sich nicht hieran hält, ist der Erwerb 
gültig. U11̂  doch greift er damit hinüber in jenen, ihm 
eigentlich vorenthaltenen Bereich der Aktionärrechte. 
F re ilich  über den Erwerb von Aktien können die Aktionäre 
sich nicht beschweren, Denn damit verschiebt sich das 
Verhältnis der Beteiligung nur zu ihren Gunsten. Anders 
dagegen, wenn der Vorstand eigene Aktien  der Gesell­
schaft wieder in  den Verkehr bringt. Regelwidrigkeit 
liegt aber in beiden Fällen vor. Unbefriedigend ist das 
insofern nicht, als die Aktionäre m aterie ll keinen Schaden 
erleiden, wofern der Vorstand, wenn er Aktien erw irbt, 
nicht mehr zahlt, wenn er Aktien  verkauft, nicht weniger 
dafür erhält, als sie wert sind, während dann, wenn der 
Vorstand schuldhafterweise ein unvorteilhaftes Geschäft 
abschließt, die Gesellschaft Anspruch auf Schadensersatz 
hat, wom it dann zugleich auch den Aktionären unm ittelbar 
geholfen ist. Ganz ebenso und doch auch w ieder wesent­

lich anders liegt es, wenn man dem Vorstand Verwaltungs­
aktien in  die Hände gibt. W ie über eigene Aktien  der 
Gesellschaft kann er über sie in  einer Weise verfügen, 
welche unm itte lbar e ingreift in  das ihm vorenthaltene Ge­
b ie t und nur die A ktionäre  und gar n icht die Gesellschaft 
schädigt. Zwischen dem A ktionä r aber und dem Vor- 
stand besteht kein schuldrechtliches Verhältnis. Es müßte 
in dem Verfahren des Vorstandes also schon der Tat­
bestand einer unerlaubten Handlung liegen, sollen die 
Aktionäre nicht vö llig  schutzlos sein. Auch hier zeigt 
sich, daß es bei diesen Vorra tsaktien n icht m it 
rechten Dingen zugeht und daß man sich am Geist unseres 
Aktienrechts versündigt, wenn man sie zuläßt.

Ueberblickt man die Versuche, welche gemacht worden 
sind, die Vere inbarke it des convertib le bond m it 
unserem Aktienrecht nachzuweisen, so fä llt  auf, wie dabei 
m it den ¡gewichtigsten Bestimmungen des Gesetzes ein 
leichtes Spiel getrieben w ird . Das Rezept B e r -  
n i c k e n s  (F rankfurter Zeitung vom 29. 10. 1924)
ist im  Grunde sehr einfach. Entweder die Gesellschaft hat 
die nötigen Vorratsaktien zur Verfügung oder sie macht 
sich welche. Zu letzterem bemerkt der Verfasser, daß 
man sich m it Einzahlung der 25 pCt, genügen lassen 
könne, daß es aber besser sei, vo ll einzuzahlen, um sich 
nicht den Weg zu weiteren Kapitalerhöhungen zu ver­
sperren. Und dann lautet es w örtlich : Die Einzahlung 
erfo lgt zweckmäßigerweise durch die 1 reuhänderin (das 
Bankenkonsortium ); diese müßte der Gesellschaft^ den 
Nennbetrag der Aktien  „zur Verfügung stellen" — 
Was soll das heißen zur Verfügung stellen? Sie 
muß die Einlage z a h l e n .  Das ist doch noch
etwas anderes. —  „D ie  Gesellschaft ist, zumal sie 
auch das darlehensweise aufgenommene Geld erhält, in 
der Lage, den von der Treuhänderin eingezahlten Gegen­
wert der Aktien nach durchgeführter Kapitalerhöhung 
dieser wieder zur Verfügung zu stellen.“  A lso wieder zur 
Verfügung stellen. Ich nenne das wiederum zahlen, 
zurückzalilen und das Ganze eine ausgesprochene Schein­
zahlung und ich wüßte nicht, wie ein honoriges Vorstands­
und Aufsichtsratsm itglied in  solchem F a ll die Erklärung 
soll abgeben können, ohne welche die Kapitalerhöhung 
nicht in das Handelsregister eingetragen w ird . Und wenn 
N e t t e r  (Bank-Archiv Bd. 24 S. 261), der sich den Aus­
führungen B e r n i c k e n s  ganz anschließt, hierzu sagt, 
daß diesem Vorschläge grundsätzliche Bedenken wohl nicht 
entgegenständen, so sind es in W ahrheit n icht nur 
zwingende zivilrechtliche Vorschriften, sondern ist es 
geradezu das Strafgesetz (§ 313 I, 3 HGB.), deren 
Uebertretung h ier das W o rt geredet w ird . Und was soll 
es wohl anders heißen, wenn N e t t e r  an einer anderen 
Stelle sich so ausdrückt: „D ie  Dispositionsmöglichkeiten 
der emittierenden Gesellschaft über die bei ih r aus der 
doppelten Zahlung überflüssigen M itte l sind auch bei 
strenger Auslegung der aktienrechtlichen Bestimmungen 
nicht so beengt, daß nicht noch M itte l und Wege gegeben 
wären, die im Ergebnis eine nennenswerte Belastung der 
Gesellschaft durch die Hereinnahme des Gegenwertes fü r 
die jungen AJctien verhindern," —  Es ist bezeichnend, daß 
die Redaktion der Zeitung, welche B e r n i c k e n s  A rtik e l 
m it einer einleitenden Bemerkung versehen hat, in diesem 
Punkt den Verfasser gar nicht verstanden hat. Sie meint, 
er unterschätze den Unterschied, daß in  der Inflationszeit 
die Einzahlung gar keinen Kapitalaufwand erfordert habe, 
während sie heute schon dann ins Gewicht falle, wenn nur 
die 25 pCt. eingezahlt würden. W ie es B e r  n i c k e n  
meint, wäre ein Kapita laufwand überhaupt nicht nötig, 
weder in schlechtem noch in gutem Gelde: „E ine dauernde 
Belastung der Gesellschaft t r i t t  durch die Schaffung der 
Vorratsaktien nicht ein, soweit man von den Unkosten ab­
sieht, welche m it der Kapitalerhöhung verbunden sind.

M ir  w ird  das alles nur dadurch verständlich, daß 
B e r n i c k e n  sich offenbar nicht klargemacht hat, was 
nach unserem Recht eigentlich geschieht, wenn man V o r­
ratsaktien „schafft". Bezeichnend ist schon diese Aus- 
drucksweisc des Verfassers. An einer anderen Stelle 
lautet es: „Das Dividendenrecht der im Eigentum der Ge-
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selkchäft selbst verbleibenden Aktien ruht gewöhnlich.“ 
W ie können die Aktien  im Eigentum der Gesellschaft ver- 
bleiben, wo sie sie doch begeben, jedenfalls dem Zeichner 
zuteilen muß, wenn es zur Durchführung der Kapita l- 
ernohung und ihrer Eintragung in das Handelsregister 

ommen soll. Und nun macht der Verfasser sich einen 
fflerkwördijie ii Einwand, um ihn zurückzuweisen: ,,§ 226 
Al , -  V e ĉ^ er vorschreibt, daß die Gesellschaft eigene 
Aktien  im regelmäßigen Geschäftsbetrieb nicht erwerben 
soll, w ird  nicht verletzt; abgesehen davon, daß es sich 
beim § 226 nur um eine Sollvorschrift handelt, haben w ir 
hier keine im regelmäßigen Geschäftsbetrieb getroffene 
Maßnahme, sondern eine außerordentliche Rechtshandlung 
vor un®! im übrigen e r w i r b t  die Gesellschaft ihre Aktien 
auch nicht, sondern sie schafft sie nur und behält sie, gibt 
sie also nicht aus.“  Soweit ist es schon gekommen. Man 
.la* Slch m it diesen Vorratsaktien schon dermaßen abge- 
“ nden, daß man sie kurz zu eigenen Aktien  der Gesell- 

schaft macht. Es b le ib t nur noch, daß man die Gesellschaft 
die A k tie n  gleich selbst zeichnen läßt. Interessant ist diese 
otelle aber, w eil an ih r ein Gedanke aufblitzt, aber gleich 
wieder verschwindet, der fü r den Standpunkt B e r -  
n i  c k  e n  s von größter Bedeutung gewesen wäre. —  In d e r 
Tat hängt alles davon ab, ob Vorratsaktien dieser A r t  
gelten sollen oder nicht. Das ist die Frage, ob es nach 
unserem Recht überhaupt zulässig ist, daß eine A.-Gesell- 
schaft in  einer Zeit, wo sie weiteren Kapita ls n icht be­
darf, gleichwohl eine Erhöhung ihres Grundkapitals vor­
nimmt, ohne ihrem Vermögen neue M itte l zuzuführen und 
nur zu dem Zweck, der Verwaltung fü r künftige Finanz­
geschäfte die Hände fre i zu machen. Wenn das zulässig 
ist und es wagt ja  niemand so recht, es zu bestreiten — , 
dann steht auch nichts im Wege, daß die Gesellschaft 
convertible bonds ausgibt. Man kann dann die erforder- 
ichen Aktien  sich verschaffen ohne nennenswerten K ap ita l­

aufwand und ohne zu einer Scheinzahlung greifen zu 
müssen. Man muß sich nur fü r einige Tage oder 
Wochen den nötigen K red it fü r den Einzahlungsbetrag 
bei der Reichsbank verschaffen und die Gesellschaft 
knuff alsbald, nachdem die Kapitalerhöhung in das 
Handelsregister eingetragen worden ist, m it dem ih r 
gezahlten oder überwiesenen Gelde die ganze Emission 
dem Uebernehmer ab. Sie erw irbt auf diese Wteise die 
Aktien  zu eigen und kann nunmehr sich unbedenklich ver- 
pflichten, sie dereinst auf Verlangen zu liefern. V ie lle icht 
besteht auch in  diesem Falle  der Geldgeber darauf, daß die 
Aktien  bei einem Treuhänder hinterlegt werden. Dann 
werden sie aber nicht an diesen begeben. Sie bleiben im 
Eigentum der Gesellschaft und der Treuhänder w ird  ledig- 
hch Verwahrer. Verlangt demnächst der Inhaber einer 
Schuldverschreibung die Aktie , dann w ird  sie ihm käuflich 
geliefert unter Verrechnung des Anspruchs auf den Kauf- 
preis m it der Darlehensschuld. —  Es findet sich allerdings 
die Meinung vertreten, daß ein solcher Ankauf der eigenen 
Aktien  „im  regelmäßigen Geschäftsbetriebe" erfolgen 
würde und daher m it § 2261 IiG B . in  W iderspruch stände 
Ab j 0 r .r w i 1t z  Schutz- und Vorratsaktien Note 60). 
r . f u - o  1-st, doch gegenüber einem so ungewöhnlichen 
^eschaft mclu aufrechtzuerhalten. Und selbst wenn es

der Ger b T f t WÜrdu1der J €rstoß ¿egen § 226 die G ültigkeit 
Gesellschaft r  .m<:k t ln E,ra.*>e stellen, R ichtig ist, daß die 
Kaufpreis zugleich”̂ p . °  ,cken A nkauf der Aktien  m it dem 
zahlt, was verboten ist A W ^  G run,dkaPita l zurück- 
am §2261, daß er d ie Z u lä ^ a b ^  ISV  c gerade das Verkehrte 
K . ; m  Wege d t ^ Äsie im Wege des Ankau’u '" ^  S° 1CA ? ^ Ücki ahlung 'wenr 

s tab ilie rt (vgl. B r  o d  m a n n  G G ^ b  positiv
Das war natürlich ganz v^Hehlt ¡v T  § j 33 E r l  3)

BedÜrfn.is .nicht weiter e n t ^ e n b ^

von 1900 haben den wahren G n  n T 7 ° nTT1881 wie del 
des Ankaufs) n icht gesehen was iassigkei
geht, daß man entgeltlichen und hervor-
werb über einen Kamm “ ho? undle " tgelthchen Er- 
n icht allzusehr verübeln dürfen wenn w ' Wj!r Llner 
daß auch heute noch Rechtslehre u n d ^ R e c h f!

sprechung in dem F a ll ablehnen, es zu sehen, daß der 
Kläger, welcher von der Gesellschaft selbst Aktien  gekauft 
hat, den Kauf wegen Betruges anficht, RG. 71,97. Aeußer- 
lich  ist also der Ankauf ganz in Ordnung und auch m it 
dem naheliegenden Gedanken, daß es sich nur um eine 
Scheinzahlung der Einlage handle, ist nichts zu machen. 
Daraus mögen wohl die Vorstands- und Aufsichtsratsm it­
glieder Bedenken herleiten, die in §§ 284 I I I ,  195 I I I  HGB. 
vorgeschriebene Erklärung abzugeben. Tragen sie kein 
Bedenken und kommt es zur Eintragung der K ap ita l­
erhöhung, dann ist sie zustande gekommen, mag auch die 
Einzahlung nicht in Ordnung gewesen sein. Man muß 
schon weiter schreiten. Man muß schon den Ankauf der 
Aktien  durch die Gesellschaft fü r ein Scheingeschäft er­
klären, was aber ungerechtfertigt wäre, wenn man nicht 
auch den letzten Schritt tu t und die ganze Transaktion fü r 
eine simulierte erklärt, wenn man die Erhöhung des Grund­
kapitals und die Begebung der Aktien  fü r ernst nimmt.

\  or einem wäre fre ilich  auch so der Geldgeber nicht 
geschützt, nämlich davor, daß die Gesellschaft in  der 
Zwischenzeit das G rundkapital abermals erhöht und damit 
zugleich v ie lle ich t verwässert. Dagegen ist nach unserem 
Aktienrecht nichts zu machen. Die Generalversammlung 
einer A.-Gesellschaft ist keine Persönlichkeit, die man zu 
irgend etwas verpflichten könnte. Die Generalversamm­
lung von heute ist auch nicht die von gestern und an Be­
schlüsse früherer Generalversammlungen ist sie nur inso­
weit gebunden, als sich aus aktienrechtlichen Bestimmungen 
ergibt. Eine rechtsgeschäftliche Bindung ist ganz aus­
geschlossen. Aber ist das so wichtig? Das Ganze ist doch 
nur Spiel oder W ette und warum soll man nicht auf die 
Loya litä t a lle r Organe der Gesellschaft, einschließlich 
Generalversammlung, m it demselben oder vielleicht noch 
m it einem höheren Sicherheitskoeffizienten rechnen 
können als auf die künftige Prosperität des U nter­
nehmens?

Die „Sanierung“ der Sicherungsübereignung.
Von Dr. Fritz Schwabe, Hamburg.

Übereignung ist praktisch zu E n d e ^ l r  R ^ h t p Ä g  
der letzten Jahre is t die Rechtsgültigkeit niemals mehr 
angezwefielt worden; nunmehr hat sich auch einer der 
e rb itte rts ten  Gegner, Professor Dr. H einrich H o e n i t f e r  
im B ank-A rch iv vom 1. März 1927 den Tatsachen gefügt! 
in  seinem A r t ik e l „D ie  Sanierung der Sicherungsüber­
eignung schreibt er nämlich, daß man sich m it der Recht­
sprechung, die die Sicherungsübereignung zulasse ab­
zufinden habe, und daß diese Sicherungsform ein fü r die 
Banken n icht mehr zu missendes In s titu t bilde.

c ' l E s f  H ° e n i g e r  darin beizustimmen, daß die
MänUpingSfUbe-re(lgnnnS Z  ihrCr heuti£en Form  noch Mangel aufweist. Diese Mängel bestehen allerdings nicht

d * U M in *?.° ?,n 1 2 e F beklagten Umfange. Die M itte l 
zur Abh ilfe , die H  o e m g e r  vorschlägt, sind jedoch, wie 
bereits Arwecl K  °  c h im B ank-A rch iv  vom 15. März 1927 
ausgeführt hat, fü r den beabsichtigten Zweck nicht ge­
eignet. Dies soll in  Ergänzung des K o c h  sehen A rtike ls  
durch H inweis auf die Praxis der Kreditsicherung er­
härtet werden.

w e n i g e r  w ill die Sanierung erzielen 
durch Klauseln, die die ind irekte Stellvertretung 
bei Lieferung unbezahlter War« ausschließen, 
durch Vereinbarungen zwischen Kreditnehmer un 
Kreditgeber, wonach die Ware erst nach vo ll- 
cfänrlirfpr Bezahlung

arts KIÖI navai v u ir

Zu i, ;  H o e n i g e r  hält es fü r unerträglich, daß un­
bezahlte Waren in das Sicherungseigentum von Geld­
gebern auf Grund des antizip ierten Besitzkonstituts 
automatisch übergehen und w ill dies dadurch verhindern,
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daß in  die Bedingungen der Lieferanten folgende Klausel 
aufgenommen w ird :

„D ie  Uebereignung n icht bezahlter Waren er­
fo lg t ausschließlich an den Käufer selbst; der un­
m itte lbare  Eigentumserwerb fü r einen verdeckten 
D ritten  ist ausgeschlossen."

Eine derartige Bedingung w ird  zwar den zunächst be­
absichtigten Zweck (Verhinderung des automatischen 
Eigentumsüberganges) erreichen, in  W irk lic h k e it aber 
den Uebergang unbezahlter W aren in  das 1 reuhandgebiet 
n icht verhindern. ,

Banken und Treuhandgesellschaften, die m it der 
Sicherungsübereignung zu arbeiten pflegen, verlassen 
sich grundsätzlich n icht auf das sogenannte antiz ip ierte  
Besitzkonstitut allein. Sie verlangen vielmehr, daß aut 
Grund des Kreditsicherungsvertrages regelmäßig (wöchent­
liche oder 14tägige) Veränderungsmeldungen abgegeben 
werden, durch die der jeweils vorhandene gesamte Ire u -  
handbestand jedesmal w ieder neu übereignet w ird . Man 
ist von der bisherigen Uebung, durch Kreditsicherungs- 
vertrage die Uebereignungserklärungen ein fü r allemal ab­
geben zu lassen und in der weiteren Folge nur zahlen­
mäßige Aufgaben über den Treuhandbestand zu ve i- 
langen, abgekommen. Veranlassung gab hierzu ins­
besondere auch die Reichsgerichtsentscheidung vom 
9. M ärz 1926, abgedruckt im  B ank-A rch iv vom 1. Juni IV ¿o 
S. 337, die bekanntlich die Ko llis ion  zwischen Eigentums- 
vorbehalt und Sicherungsübereignung behandelt. Das 
Reichsgericht hat in  dieser Entscheidung so strenge A n ­
forderungen an die Bestim mtheit der zu übereignenden 
Gegenstände gestellt, daß die Praxis der Kreditsicherung 
w e it mehr W ert auf die Einzelübereignung als auf den u r­
sprünglichen Sicherungsvertrag legt. ..

Die von H o e n i g e r  vorgesehene Klausel w u i de 
demgemäß zwar den automatischen Eigentumsubergang 
der ins Treuhandgebiet eintretenden unbezahlten Waren 
verhindern können, n icht jedoch die W irksam ke it der in 
den Veränderungsmeldungen vorgenommenen Ueber- 
eignungen des Kreditnehmers. , ,

Zu 2.: Dieser Vorschlag würde nur bei r u h e n d e n  
Lägern von Nutzen sein können. In der Praxis handelt 
es sich jedoch meistens um F a b r i k a t i o n s b e -  
t r i e b e ,  die dem Kreditgeber während des ganzen 
Fabrikationsganges W arensicherheit zur Verfügung zu 
stellen haben. In  diesen Betrieben wurden bisher teils 
bezahlte, teils unbezahlte Rohmaterialien als Treuhand- 
gut fü r Kreditgeber verarbeite t. Eine Trennung je nach 
erfo lgter Bezahlung verbot sich schon aus technischen
Gründen. _ „  , . . .  .,

Es is t anzunehmen, daß H o e n i g e r  n icht soweit 
gehen w ill, die Fabrika tion  solcher m it Eigentums- 
vorbehalt belasteten M ateria lien  zu untersagen. Denn 
dies würde zu schlechthin unerträglichen Konsequenzen 
fü r die Industrie  führen. Geht man hiervon aus, so er­
weist sich der Vorschlag von H o e n i g e r ,  soweit indu­
strie lle  Betriebe in Frage kommen, als n icht sehr 
w ertvo ll.

Die Erlaubnis zur Fabrika tion steht zwar m it der 
Ausbedingung des Eigentumsvorbehalts n icht in  W ide r­
spruch (vgl. RG. im Recht 1910 Nr. 4066 und Ober­
landesgericht Hamm in  der JW . 1927 S. 730). Es würde 
sich auch verhindern lassen, daß der Verarbe iter selbst 
k ra ft seiner Verarbeitung Eigentum erw irb t, indem man, 
w ie es die Praxis der Kreditsicherung zu tun pflegt, einen 
W erkvertrag  zwischen Kreditgeber bzw. L ie ferant und 
Kreditnehm er konstru iert. Denn beim W erkvertrag  g ilt 
der durchaus herrschenden Ansicht nach die A rb e it des
Unternehmers als , hlC' ZU
S t a u d i n g e r  1926 § 950 4b). Jedoch wurde der
Eigentumsvorbehalt rich tiger

Verarbeitung im ^ nfj en dieser Bestimmung
bei Vorliegen der V o n u M iw n te  BG B. n icht dis!
eine n c u e Sache e r s  eht unRdp der S ; llunf( der Ober­
positiver N atur ist (vgl. K ecbtsp i „ crf£.r ;rh t Hamm 
landesgerichte Bd. 2 S. 343 und Oberlandesg'encht H«amm
in der oben erwähnten Entscheidung). Eine Hamburg in 
sicht hat allerdings das Oberlandesgencht Hamburg

einer Entscheidung vom 8. A p r il 1916, abgedruckt in 
S e u f f e r  t  s A rch iv  Bd. 71 S. 447, 448 vertreten. Hiernach 
soll der Verarbe iter fremder Stoffe zwar o h n e  seinen 
W illen , aber n ich t g e g e n  seinen W illen  durch Spezifi­
kation Eigentum erwerben können. Nach dieser E n t­
scheidung würde also der Eigentumsvorbehalt einen 
Eigentumserwerb des Spezifikanten verhindern. Selbst 
wenn man sich aber m it dem Kommentar der Reichs­
gerichtsräte (vgl. daselbst zu § 950 Anm. 2) auf den 
Boden der letztgenannten Entscheidung ste llt, so w ird  da­
durch die Lage für die durch den Eigentumsvorbehalt ge­
schützten Lieferanten n icht gebessert, Denn grund­
sätzlich w ird  ja das Endprodukt n icht nur die durch 
Eigentumsvorbehalt geschützten Bestandteile, sondern 
auch andere te ils dem Kreditnehmer, te ils anderen K re d it­
gebern gehörige Roh- und Zwischen-Produkte enthalten. 
Es würden also bestenfalls unleidliche M iteigentum s­
verhältnisse gemäß §§ 947, 948 BGB. entstehen, die regel­
mäßig zu Prozessen zwischen den Berechtigten führen 
würden,

Der Fall, daß die vorbehaltenen M ateria lien  die 
Hauptsache bilden und demgemäß fü r die geschützten 
Lieferanten A lle in-E igentum  entsteht (§§ 947 Abs. 2, 
948 BGB) dürfte als Ausnahmefall p raktisch ausscheiden.

Die Durchführung des Vorschlages von H o e n i g e r  
müßte dazu führen, daß reelle K reditnehm er n icht nur die 
Stellung von unbezahlten W aren als Treuhandgut ab­
lehnen, sondern auch ihre Einbeziehung in  die Fabrika tion 
verhindern müßten. Selbstverständlich würden auch 
Banken und Treuhandgesellschaften es vermeiden, babn- 
kationsbetriebe als Treuhandgebiete zu akzeptieren, wenn 
m it Eigentumsvorbehalt belastete W aren m it verarbeite t 
werden sollen.

H iernach würde das ganze weite Gebiet der ra b r i-  
ka tion  praktisch fü r die Sicherungsübereignung aus­
scheiden. Sie wurde also n icht „saniert , sondern er­
ledigt werden. Das w ill aber selbst LI o e n i g e r  nicht,
w ie aus seinem A r t ik e l hervorgeht.

Die D-Banken in Polen.
Von Dr. Ewald Kulschewski, Königsberg i. Pr.

Die große Anzahl von Auslandsbanken, w ie sie vor 
dem Kriege auf dem Territoria lgebie te  der jetzigen Re­
pub lik  Polen bestand, ist nach der neuen Grenzziehung 
und der Loslösung von den bisherigen Kapita lzentren 
Berlin, W ien und Moskau auf insgesamt sechs Banken 
zusammengeschrumpft, die insgesamt 13 Betriebe unter­
halten. Dabei handelt es sich in erster L in ie  um Nieder­
lassungen der v ier deutschen D-Banken; ferner besteht 
ein französisch-polnisches Institu t, nämlich die „Banque 
Franco-Polonaise“  m it ihrem Sitz in Warschau und Ka tto - 
w itz, deren Gründung weniger w irtschaftlichen Notwendig­
keiten entsprach, die man vielmehr als Niederschlag 
politischer Postulate betrachten kann. Schließlich un te r­
hält die „Danziger P rivat-Aktien-Bank“  im  jetzigen W est­
polen ihre v ier F ilia len, nämlich in  Graudenz, Posen, 
Pr.-Stargard und Dirschau.

Was nun die deutschen D-Banken im besonderen be­
tr ifft, die im  folgenden hauptsächlich zu berücksichtigen 
sind, so kommen in erster L in ie  die in  Oberschlesien 
tätigen Filialgründungen der „Darm städter und National- 
bank", der „Deutschen Bank", der „ D i r e c t i o n  d e r  
D i s c o n t o g e s e l l s c h a f t “  und schließlich der 
„Dresdner Bank" in Betracht. Die Darmstädter und 
Nationalbank führt ihre F ilia le  in K a ttow itz  auf die „Bank 
für Handel und Industrie " zurück, deren Interessen sie 
übernommen hat. Auch die Deutsche Bank beschrankt 
sich auf einen F ilia lbe trieb  in  K a ttow itz , wahrend die
D i r e c t i o n d e r D i s c o n t o g e s e l l s c h a f t  n e b e n
d e r  K a t t o w i t z e r  G r ü n d u n g  auch in  der spe­
zifisch landw irtschaftlich  o rientie rten Provinz rosen 
interessiert und d u r c h  i h r e  P o s e n  e r  r i  l í a l e  
v e r t  r  e t  e n ist. M it insgesamt drei Betrieben m Katto-
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witz, Königshütte und Tarnow itz konzentrieren sich 
wiederum die polnischen Interessen der Dresdner Bank 
ausschließlich in  Oberschlesien. E in gemeinsames M erk­
mal sämtlicher in Polen tätigen Auslandsbanken ist einmal 
ih r Charakter als Devisenbank, sodann sind sie mehr oder 
weniger alle m it der ostoberschlesischen Schwerindustrie 
aufs engste verknüpft und spielen, unbeschadet der po li­
tischen Wandlungen der Nachkriegszeit, auch gegenwärtig 
noch im ostoberschlesischen W irtschaftsleben eine domi­
nierende Rolle, worauf später noch zurückzukommen ist.

Ih r Niederlassungsrecht schöpfen die in  Ostober­
schlesien tätigen D-Banken aus der „G enfer Konvention" 
vom 15. M ai 1922, die in ihrem I. Te il A rtik e l 1 grund­
sätzlich den Fortbestand der in dem an Polen fallenden 
fe i l  des oberschlesischen Abstimmungsgebietes die zur 
Zeit des Ueberganges der Staatshoheit geltenden m ate­
rie ll-rech tlichen Bestimmungen m it den aus dem Wechsel 
der Staatshoheit sich ergebenden Abweichungen fü r die 
Dauer von 15 Jahren garantiert. Der § 2 g ibt jedoch Polen 
die Berechtigung, während dieses Zeitraumes von 
15 Jahren die geltenden materiellen Rechtsnormen durch 
andere Bestimmungen zu ersetzen, wenn sie sich auf das 
ganze Gebiet der Republik Polen beziehen. Ergänzend 
steht den Banken T ite l I I I  der Konvention über das Geld­
wesen zur Seite. Zunächst g ip fe lt nach A rt. 311 der Zweck 
der in  Polnisch-Oberschlesien tätigen D-Banken in der 
Versorgung dieses Gebietes m it deutschen Zahlungs­
m itteln, und zwar werden die Bedingungen, unter welchen 
diese Funktionen zu erfüllen sind, im  zweiten Kapite l 
über die Banken defin iert. Der A r t. 311 spricht ferner 
aus, welche deutschen Banken sich auf diese Rechts­
bestimmungen stützen können und nennt neben der „Bank 
fü r Handel und Industrie “ , die von der „Darm städter und 
Nationalbank" übernommen worden ist, die „Deutsche" 
und die „Dresdner Bank". A.uf die „D irec tion  der Dis- 
contogesellschaft" beziehen sich die Sonderbestimmungen 
des A rt. 314, welche diesem In s titu t freisteilen, eine 
Niederlassung in  K a ttow itz  zu begründen.

Dieses, den deutschen Banken eingeräumte N ieder­
lassungsrecht ist aber keineswegs ein einseitiger A k t po l­
nischen Entgegenkommens, sondern A rt. 314 garantiert 
auch einigen polnischen Banken im deutschbleibenden T e il 
des oberschlesischen Abstimmungsgebietes die F o rt­
führung ihres Geschäftsbetriebes in vollem  Umfange, 
nämlich der Bank der Industrie llen (Bank Przemyslowcow) 
m it ihren Niederlassungen in Ratibor, G le iw itz  und 
Beuthen, sowie der Polnischen Handelsbank (Polski Bank 
Handlowy) in Beuthen und Hindenburg. Besondere Be­
stimmungen, deren In te rp re ta tion  in  erster L in ie  w ohl auf 
dem Gebiete einer ordnungsmäßigen Abw icklung zu suchen 
sein dürfte, und fü r die Verbundenheit bzw. w irtschaft­
liche Verkettung der deutschen D-Banken m it der ost­
oberschlesischen W irtschaft bezeichnend ist, betreffen die 
in Kattow itz  dom izilierten Niederlassungen. Nach A rt. 311 
§ 2 sind diese Banken nämlich verp flich te t, ihre A u f­
lösungsabsicht ein Jahr vor dem in Aussicht genommenen 
Zeitpunkt der deutschen Regierung bekanntzugeben, die 
hiervon w iederum die polnische Regierung innerhalb 
14 Tagen in  Kenntnis setzt. Die Auflösung vor Ab lau f 
eines Jahres is t an die Zustimmung der polnischen Re­
gierung geknüpft, bei deren Verweigerung, gleichsam als 
u ltim a ra tio  die Gemischte Kommission anzurufen ist.
.iC '5;ß‘lch sichern noch A r t. 315 ff. den deutschen Banken 

1 p f rUp  sa,tz ..^ fr so£- In landsparität zu, d. h. sie dürfen 
A - t  ? m t S Ä rankunßJen r<?chtlicher oder w irtschaftlicher

samte Anlagekapita l einschl. der'R eserven  b e i1 den p lT  
mschen Aktienbanken k a u m  68 p C t ,  d e s  K a n  f t  a l l  
d e r „D  e u t  s c h e n B a n k "  welches sich unter dem E in­
flüsse der Z lo ty in fla tion  viel eher noch verm indert W  
I ,  Bank-Archiv ,926 N r. 23). Dabei s ie™  1 ,  den 
deutschen Banken m Polen dotierte Anlagekapita l das 
übrigens aus steuerlichen Gründen im A rt. 315 § 4 f ix ie rt

und durch die In fla tion  fre ilich  weit überholt worden ist, 
in keinem Vergleich zu den effektiven Umsätzen dieser 
Institute, die sich nicht nur durch ihre Betriebstechnik und 
Organisation auszeichnen, sondern auch auf einen großen 
Interessenkreis gestützt sind, der gerade aus den Sphären 
des Bergbaus und der Industrie den polnischen Kon­
kurrenzunternehmungen fehlt. Nach polnischen Quellen 
(Przegląd Gospodarczy 1926 H eft Nr. 18) beziffert sich 
das Dotationskapita l der in  Polen tätigen D-Banken auf 
insgesamt 715 000 Z loty.

T ro tz  dieser re la tiv  geringen M itte l haben die N ieder­
lassungen in Anlehnung an ihre Zentralen namentlich in 
den letzten Jahren eine gute Entw icklung genommen und 
die letzte Erschütterung der polnischen Zlotywährung hat 
ihre Stellung als Träger der oberschlesischen Geld- und 
K red itw irtscha ft nur noch befestigt, nachdem das V e r­
trauen zu den polnischen Institu ten  angesichts ih re r i l l i ­
quiden Fundierung vö llig  untergraben war. Gewiß hat 
Polen gleich nach Besitznahme des ostoberschlesischen 
Teilgebietes schon aus Prestigerücksichten den national­
polnischen Privatbanken die Wege w irtschaftlichen A u f­
stiegs geebnet und insbesondere beförderte die polnische 
In fla tion  die Bankhypertrophie w ie im Inneren Polens, so 
auch in  Ostoberschlesien. Man rechnete in Warschau m it 
einer günstigeren Entw icklung und Verflechtung der 
nationalpolnischen Banken m it der Großindustrie Ostober­
schlesiens und der primäre, fre ilich  gescheiterte Zweck 
der „Banque de Silesie" w ar auf die Beherrschung des 
oberschlesischen Kapita lm arktes gerichtet, dieses In s titu t 
war dazu berufen, die D-Banken im polnischen, i  n 
P a r e n t h e s e  ostoberschlesischen W irtschaftsleben aus­
zuschalten und sie zu ersetzen. Bisher haben aber die po l­
nischen Banken auf dem oberschlesischen M arkte  n icht 
festeren Fuß zu fassen vermocht, jedenfalls fa llen sie als 
Faktor gegenseitigen W ettbewerbs n icht bestimmend ins 
Gewicht.

Soweit man dem Aufgabenkreis der in Ostober­
schlesien tätigen D-Banken einen Rahmen stecken und den 
Umfang ih re r Bankoperationen ziffernmäßig erfassen w ill, 
kann es sich naturgemäß nur um allgemeine Impressionen 
handeln, weshalb denn auch die im folgenden heran­
gezogenen Z iffe rn  der Bilanzen durchaus keinen Anspruch 
auf unbedingte Zuverlässigkeit erheben, vielm ehr nur 
approxim ativ zu nehmen sind. So ist, wenigsteis nach po l­
nischen Quellen, der Kassenbestand der ostoberschlesi­
schen D-Banken von 1242 Tausend Z lo ty  am 28. Februar 
1926 auf 1558 Tsd. ZI. am 31. M ärz gestiegen, um unter 
dem Drucke der Quartalsanspannung am 30. A p r il  auf 
691 Tsd. ZI. zu sinken (Quelle: Przegląd Gospodarczy 
1926 Nr. 18). Ziem lich gleichgeblieben is t in  dieser Z e it­
spanne der Devisenbestand, der nach Abzug der Debet­
ziffern, die Ende A p r il etwa 200 Tsd. ZI. betrugen, am 
28. Februar m it 654 Tsd. ZI. zu Buche stand und am 
30. A p r il auf insgesamt 686 Tsd. ZI. stieg. Nach den 
Bilanzen fü r M ai bis September 1926 läßt sich angesichts 
des steigenden Exports und der zunehmenden Flüssigkeit 
des Geldmarktes eine Verstärkung des Kassenbestandes 
sowie des Va luten- und Devisenfonds beobachten, denn in 
1000 Z lo ty betrug der

am 31. M ai 1926 . 
„  31. J u li 1926 .
„  31. August 1926 

30. Sept. 1926 .

Kassen­
bestand

577
2567
1147
1241

Valuten u.
Devisenfonds:

723
1030
741
871

■ 1 * s  • • • »— —
Da das Schwergewicht der D -B a n k e n  auf der W ahr 

imung des Devisen- und Kreditgeschäfts^ ruht...sp ie lt 
Posten „Effekten und Konsortiaibetedigongen ^e ine  

ergeordnete Rolle und nur eine er p  ^ 1926
. » 3 1  ,9. S

i' t^  71 u n d ir r d c h t  den T ie fpunkt am 30. A p r il m it 
l Xsd ZI seitdem nimmt der Bestand w ieder zu, um 
! Io  Seplember 451 Tsd. ZI. zu erreichen. Was die 
>ditOperationen be trifft, so ist das Dominieren des 
iitokorrentVerkehrs interessant, wahrend dem Wechsel­
e t  im allgemeinen nur geringere Bedeutung zukommt,
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obgleich der Bestand in  der zweiten Jahreshälfte, z. B. am 
31 8. auf 259 Tsd. ZI. und per 30. 9. 1926 sogar auf rund 
500 Tsd. ZI. angewachsen ist. In  1000 ZI. betrugen diese 
zwei Posten:

Diskont. Wechsel: Kontokorrent:
am 28. Februar 1926 . . 27 25 318
am 31. M ärz 1926 . . .  29 26048
am 30. A p r il  1926 . . .  4 29 068

Diese Z iffe rn  sprechen fü r die vorsichtige K re d it­
p o litik  der Banken, die nur m it solchen Kreisen der I riva t- 
w irtschaft in Verbindung treten, deren Solvenz außer 
Zweifel steht. A n  Krediten laufender Rechnung entfallen 
auf die übrigen polnischen Aktienbanken insgesamt 
306 M ill. ZI., so daß die D-Banken allein m it 9,4 pCt. p a rti­
zipieren. Die term inierten Kredite betrugen bei den
deutschen Niederlassungen Ende A p r il 1926 etwa 7J5t> 
Tsd. ZI., v/ogegen der A n te il der polnischen Aktienbanken 
sich auf 67 626 Tsd. ZI. beziffert, d. h. die D-Banken haben 
m it 10,8 pCt. eine re la tiv  höhere Quote als die polnischen 
Institute. Seit M onat Juni zeigen die Term inkredite eine 
rückläufige Bewegung und sinken bis zum 30, September 
auf insgesamt 4690 Tsd. ZI. H insichtlich der Besicherung 
der erteilten K red ite  ist ferner bemerkenswert, daß die un­
gesicherten Anleihen auf Kosten des Lombards gesunken 
sind, wie das folgende Zusammenstellung in  1000 ZI. er­
kennen läßt:

1926

Effektenlombard
Warenlombard

28 2. 31.3. 30. 4. 30.9.

. . 1 166 1325 1 551 1 251

. . 1 122 1 192 948 1218
usw. 9 737 10 378 15 928 12 448
. . 13 501 13 111 10 639 5 516

31 763 Tsd. Z lo ty 
27 549 „
30 220 „
31 846 „

ungesicherter K red it

Im  Verhältn is zwischen offenem und Lom bardkredit 
fand demnach eine nicht unwesentliche S trukturver­
schiebung statt, die ihre Gründe in der Lab ilitä t der po l­
nischen Währung finden dürfte. Auch m dieser Position 
läßt sich die Bedeutung der deutschen K red itinstitu te  am 
besten aus der Gegenüberstellung zu den polnischen A ktien ­
banken, deren Gesamtzahl gegenwärtig 69 beträgt, er­
kennen. Nach dem Stande vom 30. A p r il 1926 erteilten 
diese nämlich an offenen Krediten insgesamt 60 180 Isd . ZI. 
und weitere 246 148 Tsd. ZI. an Lombarddarlehen, d. h. die 
D-Banken nahmen ungeachtet ihrer w eit geringeren Be­
triebszahl hinsichtlich des offenen Kredits m it rund 17 p L l. 
und in  bezug auf Lombarddarlehen m it nahezu 8 pCt. am 
aktiven Kreditgeschäft der polnischen Aktienbanken te il. 
Was ferner die Auslandsguthaben b e trifft, so haben sie 
gegen den Jahresanfang nicht unerheblich zugenommen. 
Am  28. Februar 1926 betrugen die Nostrobankguthaben 
4496 Tsd. ZI. und stiegen bis Ende A p r il auf 6402 Tsd. Z . 
Am  31. M ai schnellte diese Z iffe r sogar auf 8376 Tsd. ZI. 
empor, um sich dann wieder zu senken und am 30. Sep­
tember 6049 Tsd. ZI. zu erreichen. Dieselbe Tendenz 
haben, wenngleich sie von w e it geringerer Bedeutung 
sind, die erteilten Bürgschaften und Garantien; sie stiegen 
von 1059 Tsd. ZI. am 28. Februar auf 2098 Tsd. ZI. am 
30. September 1926.

Dam it haben die wichtigsten Aktivposten einer gemein­
samen Bilanz Berücksichtigung gefunden und es bliebe noch 
zu untersuchen, aus welchen Quellen die oberschlesischen 
Niederlassungen der D-Banken ihre Betriebsmittel zum 
Zwecke der Abdeckung des Kreditbedarfs schöpfen, denn 
rlaß das Dotationskapita l nur einen geringen Bruchteil ihrer 
Umsätze darstellt, ist oben schon erwähnt worden. Es 
w ird  indessen noch zu zeigen sein, daß die oberschlesischen 
Institu te  auch ihre Zentralstellen nicht in dem Maße in 
Anspruch nehmen, wie angenommen w ird , daß vielmehr der 
Zufluß an Depositen im allgemeinen ausreicht, um die an 
die Niederlassungen gestellten K re^an fo rde rungen  zu 
decken. Unstre itig hat das mangelnde Vertrauen des Spar­
kapitals zu den polnischen Banken die o . .  s
oberschlesischen D-Banken auf dem ein iei i ,
sitenmarkte ganz erheblich gefestigt, was enn 
seinen Ausdruck findet, daß die E in agen bei hnen von
10,8 M ill. ZI. am 31. Januar 1926 auf 26 477 Tsd. ZI. am

30. A p r il, d. h. um nahezu 150 pCt. gestiegen sind. Eine 
weitere Aufwärtsbewegung zeigt das zweite und dritte  
Quartal:

Einlagen am 31. M ai 1926
„  „  31. J u li 1926

„  31. Aug. 1926
„  „  30. Sept.1926

Berücksichtigt man darüber hinaus noch den Charakter 
der Einlagen, dann ste llt das Kontokorrent den Haupt­
anteil des Betriebsmittelzuflusses. Alsdann folgen die täg­
lichen Gelder und term inierten Einlagen, während die 
Scheck- und Sparbucheinlagen nur bei einer Bank in Er­
scheinung treten; sie spielen zudem keine nennenswerte 
Rolle, so daß sich der Charakter der Einlagen aus fo l­
genden Posten ergibt:

1926
31.5. 31.

Kontokorrenteinlagen . .
ä vista-Einlagen . . . .
Termineinlagen . . . .
Sparbuch-u. Scheckeinlagen

Wenn man ferner die Einlagen m it der Höhe der von 
den D-Banken erteilten Krediten a lle r A rt, also der Diskont- 
und Kontokorrent- sowie term inierten K red ite  miteinander 
in Beziehung bringt, dann ergibt sich die Feststellung, daU 
die Anspannung des Kreditbedarfs der Privatw irtschaften 
zu Anfang des Jahres 1926 die Einlagen der D-Banken uber­
tra f, sie also Reserven bzw. H ilfsquellen ihrer Zentralen in 
Anspruch nehmen mußten, während sich in der zweiten 
Jahreshälfte das Verhältnis gerade umgekehrt gestaltete, 
wo die Depositen um etwa 6 M illionen Z lo ty  höher sind als 
die erteilten Kredite  a lle r A rt, der Betriebsm ittelvorrat 
demnach die zur Disposition des aktiven Kreditgeschäfts 
erforderlichen Barm itte l weit übertraf. Im  einzelnen läßt 
sich diese Entw icklung durch folgendes Zahlenbild kenn­
zeichnen:

31.5. 31. 7. 31. 8. 30. 9.
17 557 13 574 15 364 15 437
7 254 7 266 7128 8 996
6 804 6 392 7 269 7 164

148 317 459 249

am 28. Februar 1926 . 
am 30. A p r il 1926 . . 
am 31. M ai 1926 . .
am 31. J u li 1926 
am 31. August 1926 . 
am 30. September 1926

Einlagen Kredite 
a lle r A r t in 1000 Z lo ty: 
21 076 31 006
26 477 36 427
31 763 33 318
27 549 28 600
30 220 28 125
31 846 25 666

15 454 Tsd. Z lo ty  
11 878 „
10 054 „
9 695 „
5 976 „

Dem entspricht ferner, daß sich die Schuld­
verpflichtungen bei den Zentralen im Laufe der ersten drei 
Quartale ganz erheblich verm indert haben, was immerhin 
darauf schließen läßt, daß die Niederlassungen ihre aktiven 
Kreditoperationen fast durchweg aus eigenen Einlagen 
speisen konnten und was die T ilgung ihrer Verpflichtungen 
bei ihren Zentralstellen be trifft, so ergibt sie etwa folgendes 
B ild : Die Zentralen standen im K red it

am 28, Februar 1926 m it . 
am 31. M ai 1926 m it . . 
am 31. J u li 1926 m it . . 
am 31. August 1926 m it 
am 30. September 1926 m it

Diese Verpflichtungen vermindern sich noch um die 
Debetsaldi der Zentralen, die von 2077 Tsd. ZI. am 
31. M ai 1926 auf insgesamt 3842 Tsd. ZI. am 30. Sep­
tember 1926 gestiegen sind. Demgegenüber fa llen die 
anderen ausländischen Bankkreditoren, die nach dem 
Stande vom 30. September 1926 etwa 1420 Tsd. ZI. betrugen, 
nicht mehr bestimmend ins Gewicht,

So läßt sich aus dieser Betrachtung auf die hoch- 
bedeutsame Stellung der deutschen D-Banken als K re d it­
institute nicht nur der ostoberschlesischen, sondern der 
polnischen Volksw irtschaft schlechthin schließen, die um 
so größere Beachtung verdient, als die geld- und w ir t­
schaftspolitische Entw icklung Polens der Entfa ltung seines 
Bankgewerbes im allgemeinen nur sehr enge Grenzen ge­
steckt hat. Der gegenwärtige Geldumlauf Polens, d. h. die 
Summe a lle r zirkulierenden Scheidemünzen und des Papier-
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geldes, beziffert sich auf etwa 870 M illionen Z lo ty  oder 
nach dem Durchschnittskurse auf U. S. A .-$  umgerechnet 
kaum drei $ je K opf der Bevölkerung. Gegenüber dem 
Goldkurse des Z lo ty  ist demnach insofern eine Ver­
schlechterung eingetreten, als der polnische Geldumlauf vor 
der Zlotyentwertung im Jahre 1925 etwa 765 M illionen 
G oldzloty oder 26 ZI. bzw. 5 U. S. A .-$  je Kopf der Be­
völkerung betrug, woraus sich ergibt, daß der Nom inal­
betrag der Umlaufsm ittel zwar etwas gestiegen, die innere 
K aufkra ft des Z lo ty aber beträchtlich gesunken ist, was für 
die zunehmende Verarmung der polnischen Volkswirtschaft 
symptomatisch ist. Schließlich ist auch der hohe Bank­
diskont fü r die polnische Kapita lknappheit bezeichnend, ist 
doch der Diskontsatz der Bank von Polen erst neuerdings 
auf 9 pCt. und der Lombardsatz auf 10,5 pCt. ermäßigt 
worden. Dennoch hat sich das Anlagen suchende Aus­
landskapital jeder nennenswerten Investition in Polen ab­
lehnend verhalten, da der, jeder Konsolidierung entbehrende 
W irtschaftsapparat keine ausreichende Gewähr fü r die 
Sicherheit der Anlage bietet.

Trotz des verminderten Geldumlaufs und der zu­
nehmenden Verarmung Polens hat sich die Zahl der Bank­
betriebe gewaltig vermehrt, und wenn auch die S tabili­
sierungsperiode eine gewisse Bereinigung auf dem Gebiete 
des Bankwesens m it sich brachte und eine große Anzahl 
insbesondere der Spekulationsbanken rücksichtslos ver­
schwinden ließ, so steht ihre Zahl auch gegenwärtig noch 
in  keinem Vergleich zu der wirtschaftlichen Tragfähigkeit 
eines so kapitalarmen W irtschaftskörpers, wie es Polen nun 
einmal ist. In  parlamentarischen und Regierungskreisen 
hat sich daher namentlich in  letzter Zeit —  scheinbar unter 
dem vernichtenden Eindruck, den der Expertenbericht Prof. 
K e m m e r e r s  hinterlassen hat — die Erkenntnis durch­
gerungen, den Bankorganismus grundsätzlich zu rekon­
struieren und die Zahl der Institu te erheblich zu redu­
zieren, Schon die Entw icklung der Spartätigkeit erfordert 
eine rigorose Reform, nachdem die bisherigen Bestimmungen 
entweder ignoriert oder durch die Geldentwertung i l lu ­
sorisch gemacht worden sind. Nach den Ergebnissen des 
Zentralstatistischen Amts in Warschau beliefen sich die 
Spareinlagen in  der Vorkriegszeit bei sämtlichen K red it­
instituten des jetzigen Polens auf etwa 3100 M illionen 
Goldfranken; in der ersten Jahreshälfte 1925, also vor dem 
Zusammenbruch der Zlotywährung, betrug diese Z iffe r nur 
noch 481 M illionen Z lo ty  und ging Ende Dezember des­
selben Jahres auf 425 M illionen  Z lo ty  zurück, erreichte also 
nominell kaum 14 pCt. der Vorkriegszeit. Anfang 1926 tra t 
zwar eine leichte Besserung ein, die aber durch den E in­
lagenrückgang in der zweiten Jahreshälfte wieder auf­
gehoben wurde. Andererseits ist die Zahl der polnischen 
Privatbanken, die sich noch im Jahre 1918 auf 28 Institute 
beschränkte, bis Ende 1924 auf 133 gestiegen und wenn sie 
sich inzwischen auch auf die H älfte  reduzierte, so ist nicht 
außer acht zu lassen, daß einmal die staatlichen Geld- 
und Kred itinstitu te  m it einem w eit über den Rahmen des 
tatsächlichen Bedarfs hinausgehenden F ilia lne tz ausgerüstet 
worden sind und dadurch den Privatbanken ein vie l 
geringerer Aufgabenkreis zufällt, daß aber' andererseits 
die unsicheren Währungsverhältnisse jeden Ansporn zur 
neuen Kapita lb ildung und Spartätigkeit vermissen lassen. 
A lle  diese Momente müssen naturgemäß auch auf den Ent­
wicklungsprozeß der deutschen Bankniederlassungen ihr 

c attenlicht werfen und wenn sie dennoch die in dieser Be- 
n n lrV T ^  gekennzeichnete Bedeutung im Rahmen der 

o 0lk T ‘ rtschafl ?u erreichen vermochten, so
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Ist mit mehreren Aktien in der General­
versammlung nur einheitliche Abstimmung 

zulässig?
Von Rechtsanwalt Dr. Bernicken, Köln-Marienburg.

seine

Das Schrifttum  zu § 252 steht (gegen H o r r  w  i  t  z , 
Das Recht der Generalversammlungen, S. 138)  ̂über­
wiegend auf dem Standpunkt, daß jeder A k tionä r das 
Stimmrecht nur e inheitlich ausüben könne. S t a u b  
(Anm. 3 zu § 252) fo lgert dies aus der Vorschrift, daß das 
Stimmrecht nach Aktienbeträgen, gleichviel, ob die A k tien  
vo ll oder nur zum T e il eingezahlt sind, ausgeübt w ird  
und aus dem Wesen des Aktienrechts überhaupt. Eine 
nähere Begründung g ibt er nicht.

E in —  übrigens noch n icht rechtskräftiges —  Ober­
landesgerichtsurteil begründet seine m it dem Standpunkt 
S t a u b s  übereinstimmende Ansicht ebenfalls unter Be­
zugnahme auf den W ortlau t des § 252 HGB. und auf das 
Wesen des Aktionärrechtes damit, daß die einzelne A k tie  
zwar das Gesellschaftsrecht des einzelnen A ktionärs  ve r­
körpere, aber die gesamten Rechte des A ktionärs  e r­
schienen nur als die Summe der einzelnen Rechte, und 
im Verhältn is zur Gesellschaft verkörpere der gesamte 
jeweilige Aktienbesitz  die gesellschaftlichen Rechte des 
Aktionärs als eine E i n h e i t .  Dem Wesen dieser E in ­
heit w iderspreche es, daß der A k tio nä r seine Gesellschafts­
rechte gegenüber der Gesellschaft in  verschiedener oder 
gar w idersprechender A r t  und Weise wahrnehmen könne. 
Die Bestimmung des § 252 Satz 1: „Jede A k tie  gewährt 
das S tim m recht”  begrenze nur den U m f a n g  des e inhe it­
lichen Stimmrechts, und der Satz 2 : „Das Stimmrecht 
w ird  nach den Aktienbeträgen ausgeübt", ändere hieran 
nichts. Das Gesetz sei n ich t anders aufzufassen, als daß 
n icht jede einzelne A k tie  stimmberechtigt sei, sondern 
nur der A k tionä r, und dieser könne zu den Anträgen 
nur e inheitlich Stellung nehmen.

In  Jur. Woch. 1926, 2881 glaube ich dargelegt zu 
haben, daß diese Ausführungen aus dem W o rtlau t des Ge­
setzes n icht zu folgern sind. Daß das Schrifttum  zum 
G. m. b. H.-Gesetz und zum Recht der Gewerkschaften 
ebenfalls auf dem hier bekämpften Standpunkt steht, be­
weist nichts gegen dessen R ichtigke it. Bei der G. m. b. H. 
und der Gewerkschaft is t nach der rechtlichen Kon­
struk tion  dieser Gebilde die Persönlichkeit des Gesell­
schafters oder des Gewerken in  der Regel w e it bedeut­
samer als bei der Aktiengesellschaft. Bei jenen finde t 
sich sehr häufig persönliche M ita rbe it der Gesellschafter 
und Gewerken. Jedenfalls is t ein starker persönlicher 
Einfluß zu beobachten, was natürlich  eine einheitliche 
Stellungnahme in  den Gesellschafterversammlungen nahe­
legt. A ber auch soweit eine rechtliche Analogie zulässig 
wäre, kann aus den fü r die G. m. b. H. und die G ew erk­
schaften bestehenden Vorschriften  bezüglich der Aus­
übung des Stimmrechts nichts Gegenteiliges gefolgert 
werden, G erichtliche Entscheidungen über die Frage 
fehlen überall, und die Meinungen des Schrifttum s sind 
meist garnicht oder nur ku rz  begründet.

So sagt B r o d m a n n  (Kommentar zum G. m. b. H.- 
Gesetz Anm. 1 zu § 47) zwar, daß jeder Gesellschafter, 
auch, wenn er mehrere Geschäftsanteile besitzt, seine 
sämtlichen Stimmen immer nur e inheitlich abgeben könne, 
aber auch, daß er sich m it dem einen Geschäftsantei an 
der Abstimmung beteiligen, m it dem anderen sl~ 1 sel ,i 
Stimme enthalten könne, „wenigstens w i r d da\ f f nf ihm 

angenom men".. G a.a  - f f Ä i  
die Sache also doch n icht zu sein. , canteilen un-
selbst; „Das Stimmrecht ist mit den J  dej. Ge_
trennbar verbunden und steht {  ¿¡it". Wenn das aber
Seilschaft gegenüber als der In Ausübung des Stimm- 
der Fa ll ist, dann kann a dem anderen Geschäfts­
rechts n ich t abhängig Sc fimmrecht oder gar von der 
anteilen * nh* ftc " dcnderS Eigentümer dieses Stimmrechts 
m ild e m  Eigentümer des Stimmrechts anderer Geschafts-

anteAehJnchSs a g f  J s a y  (Kommentar zum preuß Berg­
gesetz Anm- 13 zu § 111): „Dagegen kann er n icht m it einem
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Teil seiner Kuxe für den Antrag, m it einem anderen Te il 
dagegen stimmen. Der Gewerke hat n icht etwa ebenso 
viele einzelne Stimmrechte wie er Kuxe besitzt, vielmehr 
steht ihm e in  Stimmrecht zu, und die Zahl seiner Kuxe 
bestimmt nur die B e d e u t u n g  seiner Stimme. E in be­
rechtigtes Interesse, sowohl fü r w ie gegen einen Antrag 
stimmen zu können, ist auch nicht ersichtlich. Vorher 
sagt aber auch J s a y  (Anm. 11 zu § 111): „  • • . w ie  der 
Kux allgemein das Maß der M itgliedschaftsrechte und 
-pflichten darstellt, so b ilde t er auch das Maß des Stimm­
rechts. Jeder Gewerke hat soviel Stimmen, als er Kuxe 
besitzt." Von der „Bedeutung" einer Stimme zu sprechen, 
ist aber bei der Konstruktion  unseres Gesellschaftrechtes 
ganz verfeh lt; die Stimmen werden n icht gewogen, sondern 
gezählt. Auch kann nicht daraus etwa gefolgert werden, 
daß J s a y  bald von „S tim m en" und bald von ..Stimm­
rech t" spricht. Denn auch § 252 HGB. sagt, daß jede 
A k tie  das Stimmrecht (nicht „eine Stimme") gewährt.

Die von J s a y  als Stütze seiner Ansicht erwähnte 
Reichsgerichtsentscheidung Band 33 S. 91 b e tr ifft n icht 
den h ier erörterten Fall. D ort hat es sich vielm ehr darum 
gehandelt, daß bei der Umwandlung einer Aktiengesell­
schaft in eine G. m. b. IT. ein A k tionä r, der m it seinen 
10 Stimmen dagegen gestimmt hatte, später m it 5 A k tien  
der G. m. b. H. beigetreten ist und m it den anderen 5 A n ­
fechtungsklage gegen den Umwandlungsbeschluß erhoben 
hat. Das Reichsgericht führt aus, daß das Anfechtungs­
recht dem A k tio nä r als Person zustehe und daß der A n ­
fechtungskläger durch seinen B e itr it t  zur G. m. b. n .  den 
von ihm angefochtenen Beschluß genehmigt habe. Dieses 
U rte il, das übrigens aus dem Jahre 1894 ist, ist von 
H u e c k  (Anfechtung und N ich tigke it von General­
versammlungsbeschlüssen, S. 154) als Feh lurte il bekämpf 
worden. Zur Stütze der Auffassung J s a y s  kann es 
jedenfalls n ich t dienen.

Auch w idersprich t sich S t a u b  - H a c h e n b u r g i n
Anm. 20 zu § 45 gegenüber Anm. 6 zu § 47, wenn er das 
Anfechtungsrecht demjenigen versagt, der m it einem 
T e il seiner Stimmen fü r und m it einem anderen Te il gegen 
einen Beschluß gestimmt habe. Denn damit e rk lä rt er ja 
an sich ein solches Abstimmen fü r möglich, wahrend er es 
in  Anm. 6 zu § 47 fü r unwirksam e rk lä rt.

Wenn das Gesetz, welches grundsätzlich jeder A k tie , 
jedem K ux und jedem Geschäftsanteil das Stimmrecht ge­
währt, die Ausübung des Stimmrechts bestim mter A k tie n  
davon hätte abhängig machen wollen, nach welcher 
Richtung hin das Stimmrecht anderer selbständiger A k tien  
ausgeübt w ird , falls die A k tie n  sich zufällig in einer Hand 
befinden, so hätte es eine derartige w ichtige Beschränkung 
unbedingt ausdrücklich festsetzen müssen. Das Gesetz hat 
doch auch im übrigen die Fälle, wo es das Stimmrecht 
ausschließt, ausdrücklich festgelegt und Beschränkungen 
des Stimmrechts vor der Festlegung in  der Satzung ab­
hängig gemacht, dagegen nirgendwo eine Bestimmung in 
der R ichtung getroffen, daß es zwar n icht den Ausschlu 
vom Stimmrecht, aber den Ausschluß einer Abstimmung m 
einem gewissen Sinne dann vorschriebe, wenn andere selb­
ständige A k tie n  im entgegengesetzten Sinne stimmen, 
w ofern der Eigentümer dieser A k tie n  ein und dieselbe 
Person ist.

Man kann zwar jemanden, der sich der Abstimmung 
enthält oder unbeschriebene Stimmzettel abgibt, als bei 
der Beschlußfassung n icht vertre ten ansehen, n icht dagegen 
jemanden, der in der Versammlung zugegen ist, gehörig 
angemeldet ist und seine Stimme oder Stimmen m it einer 
bestimmten W illensäußerung abgibt; es wäre unzulässig, 
eine solche Stimmabgabe als n icht geschehen anzusehen 
und aus dem bei einer geheimen Abstimmung überhaupt

s s r  4Z £
des zu fassenden Beschlusses möglichen ^ cnn er
gibt, ist bei der Beschlußfassung vertre ten, ^
— absichtlich oder unabsichtlich selfl ,+»1 auf

rp litte rt. Der Vergleich m it einem Stimmzettel, autzerr

dem gleichzeitig „J a “  und „N e in “  steht, ist ganz fehlsam; 
denn das in  der betreffenden A k tie  verkörperte Stim m ­
recht wäre dann eben n icht nach einer gewissen W illens­
richtung hin gebildet und abgegeben worden.

Darüber, ob die gleichzeitige Abgabe von Ja- und 
Nein-Stimmen auf Grund mehrerer Aktienrechte  fü r den 
einzelnen A k tio nä r zweckmäßig oder auch nur logisch ist, 
hat n icht der R ichter oder die Gesellschaft zu befinden. 
Man kann den A k tio n ä r n icht m it der Entziehung seines 
Stimmrechts bestrafen, wenn er scheinbar unzweckmäßig 
oger unlogisch abstimmt; wenigstens bestimmt das Gesetz 
dies nirgendwo; das hieße A k tie n p o litik  betreiben, sta tt 
das Aktienrecht auszulegen. Es können im übrigen auch 
Gründe vorliegen, die einen A k tionä r zu verschiedener 
Stimmabgabe bei demselben Beschluß veranlassen, genau 
so gut, w ie er Gründe dafür haben kann, zwar m it einem 
T e il seiner Stimmen nach einer bestimmten Richtung hin 
abzustimmen, m it einem anderen Te il sich aber der Stimme 
zu enthalten, was ja allgemein fü r zulässig angesehen 
w ird. Entsprechendes muß auch gelten, wenn ein Groß­
aktionär Teile  seines Aktienpakets durch verschiedene 
V ertre te r, und zwar in  seinem Namen vertre ten läßt. Zwar 
m eint S t a u b  (Anm. 20 zu § 252), daß, soweit es sich 
n icht um gesetzliche Vertre tung handele, mehrere V e r­
tre te r unzulässig seien; er begründet dies damit, daß das 
Gesetz von „einem “  Bevollmächtigten spreche. A ber ab­
gesehen davon, daß eine solche Auslegung auch aus dem 
W ortlau t des Gesetzes keineswegs als zwingend hervor­
zugehen braucht und daß auch das Schrifttum  diese A n ­
sicht n icht einhellig te ilt, kann es zweife lhaft bleiben, ob 
S t a u b die Vertretung einer einzigen A k tie  oder diejenige 
einer in  einer Hand befindlichen M ehrheit von A k tie n  
meint.

Ihm kann entgegen gehalten werden, daß das Gesetz am 
gleichen Orte sagt, „das Stimmrecht könne durch „e inen" 
Bevollmächtigten ausgeübt werden, und da jede A k tie  das 
Stim m recht gewährt, so müssen auch verschiedene Be­
vollm ächtigte fü r verschiedene Stimmrechte, also zwar 
n icht fü r eine A k tie , aber fü r einen A k tionä r m it mehreren 
A k tie n  zulässig sein.

Wenn übrigens verschiedene V e rtre te r eines und des­
selben Großaktionärs als Legitim ationsaktionäre auftreten, 
oder wenn der A k tio nä r selbst einen T e il seiner A k tie n  
v e rtr itt, und einen anderen T e il durch einen Legitim ations­
aktionär vertre ten läßt, so wäre eine verschiedene A b ­
stimmung ohne weiteres möglich. Ke in  A k tio n ä r könnte 
so daran gehindert werden, m it seinen mehreren A k tien  
im entgegengesetzten Sinne zu stimmen; er brauchte bloß 
einen Te il seiner A k tie n  durch einen oder mehrere 
Legitim ationsaktionäre vertre ten zu lassen, die dann auch 
nach der von S t a u b  und dem übrigen Schrifttum  ver­
tretenen Ansicht ungehindert anders stimmen könnten, 
als der w irk liche  Aktieneigentüm er m it dem Rest seiner 
A k tien .

Es ist aber n icht einzusehen, weshalb mehrere offene 
S te llvertre te r eines Aktionärs, wenn sie n icht bloß Boten, 
sondern w irk liche  V e rtre te r sein sollen, n ich t auch das 
Recht zu selbständiger W illensbildung haben sollten. U m ­
gekehrt würde der Zwang fü r mehrere V ertre te r, nur ein­
heitlich  zu stimmen, den w irk lichen  W illen  des Vertre ters 
fälschen oder vergewaltigen. Da die Vollm acht ja auch 
zur M itw irkung  bei der Beratung und zur Stimmen­
enthaltung und Widerspruchseinlegung berechtigt, so 
müßte der h ier bekämpfte Standpunkt zu der Frage 
führen, ob denn auch bei diesen Funktionen des A k tie n ­
rechts stets nur ein einheitliches A u ftre ten  sämtlicher 
V e rtre te r erlaubt sein soll? Die Frage aufwerfen, heißt, 
sie verneinen. W elcher Grund könnte dann aber vo r­
liegen, gerade b e i  d e r  A b s t i m m u n g  eine innere 
Bindung zwischen selbständigen, von einander durchaus 
unabhängigen M itgliedschaftsrechten und deren Punktionen 
zu folgern, bloß deshalb, w e il diese selbständigen Rechte 
zufällig und v ie lle ich t nur vorübergehend e i n e r  Person 
zustehen! Der Umstand, wem eine A k tie  zusteht, kann 
lediglich von E influß darauf sein, w  e r zur Abgabe einer 
Ja- oder Nein-Stimme oder zur Stimmenenthaltung b e ­
f u g t  ist, n icht dagegen nach der Richtung, ob er zwar 
sich der Stimme enthalten, n icht aber „J a " oder „Nein 
stimmen dürfe.
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Zur Arbeitszeit im Bankgewerbe.
Von Oberlandesgerichtsrat Ermel, Königsberg/Pr.

Nach § 29 des Reichstarifvertrags fü r das Bank­
gewerbe, dessen Bestimmungen gemäß § 5 der Reichs- 
verordnung über die A rbe itsze it vom 21. 12. 1923 maßgeb­
lich  sind, beträgt die D ienstzeit im Bankgewerbe wöchent­
lich  46 Stunden, die jedoch von den Bankleitungen bis auf 
54 Stunden festgesetzt werden kann. Anfang Dezember 
1925 gestaltete sich die Geschäftslage bei einer großen 
Königsberger Bank, zumal auch mehrere Angestellte er­
k rank t waren, so, daß die Angestellten ih r Arbeitsmaß 
nicht innerhalb der tarifmäßigen A rbeitsze it zu bewältigen 
vermochten. Die A rbeits last war auch dadurch besonders 
groß geworden, daß der Jahresabschluß bevorstand und 
die Bank in  erheblichem Umfang bei der Anmeldung von 
A ltbesitzanleihen m itzuw irken hatte. Der Personalabbau 
bei der Bank war schon längere Zeit vorher beendet 
worden. D ie Bank hatte H ilfskrä fte  eingestellt, die sich 
jedoch bis auf eine n icht bewährt hatten und w ieder ent­
lassen worden waren. Der D ire k to r der Bank tra t daher 
an den größten T e il der Angestellten m it der Anfrage 
heran, ob sie gew illt seien, Ueberarbeit zu machen; eine 
bestimmte Dauer h ie rfür gab er n icht an, w ar aber der 
Meinung, sie werde nach Erledigung des Jahres­
abschlusses und der Aufwertungsarbeiten aufhören. 
Irgendein D ruckm itte l wandte er n icht an. Die befragten 
Angestellten erk lärten  sich zur Ueberarbeit bere it; wenn 
einzelne bei Verweigerung der M ehrarbeit Nachteile in 
ihrem Gehalt oder gar Entlassung besorgt haben, so ändert 
das nichts an den Charakter der übernommenen Ueber­
arbeit als einer f r e i w i l l i g e n .  Die Angestellten 
leisteten dann die Ueberarbeit in  der Zeit vom 20. 12. 
1925 bis zum 8. 3. 1926, in der Regel von 7 bis etwa 10 Uhr 
abends* und erhie lten dafür eine sogenannte Abendbrot­
vergütung von 2,50 bis 3 M  ohne Rücksicht auf die Dauer 
ih rer M ehrarbeit an den einzelnen Abenden. Die Ange­
stellten konnten auch vor 10 U hr fortgehen und, wenn sie 
wollten, an einzelnen Abenden die M ehrarbe it unterlassen.

Das Am tsgericht hatte den wegen Vergehens gegen 
die §§ 5, 11 der Arbeitszeitverordnung angeklagten Bank­
d irek to r zu 200 M  Geldstrafe ve ru rte ilt. Es sah zwar die 
Ueberarbeit der Angestellten als fre iw illig  im Sinne des 
§ 11 Abs. 3 der Arbeitszeitverordnung an, verneinte aber 
m it Rücksicht auf die fast dreimonatliche Dauer der 
Ueberarbeit ihre Beschaffenheit als nur vorübergehende 
A rbe it, die ohne gesundheitliche Gefährdung geleistet 
werden könne.

A u f die Berufung des Angeklagten sprach das Land­
gericht in  Königsberg ihn frei. Es bejahte gleichfalls die 
fre iw illige  N atur der M ehrarbeit, bejahte aber auch ihren 
vorübergehenden Charakter, w e il besondere Umstände, 
Jahresabschluß, Aufwertungsarbeiten, Personalerkrankung 
und Ungeeignetheit von H ilfskrä ften  sie veranlaßt hätten 
und sie m it Erledigung der Aufwertungsarbeiten ein­
gestellt worden sei. Eine Notlage oder Unerfahrenheit 
der Angestellten sei dabei n icht ausgebeutet worden, auch 
nabe die Ueberarbeit sie n ich t gesundheitlich gefährdet, 
da einmal Klagen darüber n icht laut geworden seien, und 
die A r t  der Regelung — Sonnabend blieb ganz mehr-
■ i^ v Si rej  —  keine Gefahr solcher Schädigung offen­

sichtlich begründete.
, , ? e r ip p ai s?,nat ^ es Oberlandesgerichts in Königsberg 
hat durch U rte il vom 11. Nov. 1926 in Sachen 6 S 292. 26 
die Revision des Staatsanwalts gegen das fre i­
sprechende U rte il verworfen. Das OLG. e rb lick t in  der 
Bezeichnung der M ehrarbe it als einer f r e i w i l l i g e n  
keinen Rechtsirrtum  des Landgerichts, ebensowenig d lr in , 
daß es die Aufwertungsarbeiten, Erkrankung mehrere^ 
Angestellter und die Ungeeignetheit der H ilfskrä fte  als 
besondere Umstande im Sinne des § 11 Abs 3 der 
Arbeitszeitverördnung w erte t. Nur die M ehrarbeiten für 
den Jahresabschluß spricht der Senat n icht als be 
sonderen Umstand an, denn das Anwachsen der A rbe its-
P  RV° L dem ¿ahrt Ä  ,i8t eine Erscheinung, die sich 
im Bankgewerbe all)ahrlich w iederho lt und m it der die

Betriebsleitung bei ihrem Arbeitsp lan von vornherein 
rechnen muß. Im  übrigen handelt es sich aber um E r­
scheinungen einmaliger Natur, die te ils auf besonderen 
Umständen innerhalb des Bankpersonals, teils auf Be­
sonderheiten des durch die Aufwertungsgesetzgebung be­
troffenen W irtschaftslebens beruhen, und auf die die 
Bankleitung ihre  Verfügung zur Bewältigung der A rbe its ­
last n icht ohne weiteres einrichten konnte. Ohne Rechts­
irrtu m  ste llt das Landgericht die A r t  der M ehrarbeit als 
n icht dauernd fest. Es ist das im wesentlichen Tatfrage. 
Eine zeitliche Grenze zu ziehen, w ie die Revision w ill, 
und nur eine A rb e it von Tagen bis höchstens 14 Tagen als 
vorübergehend, jede längere aber als dauernd zu be­
zeichnen, geht n ich t an. Das Unterscheidungsmerkmal 
g ibt das Wesen der Mehrleistung selbst. Jede A rbe it, 
die von vornherein nur fü r die Bewältigung eines vo r* 
übergehend erhöhten Arbeitsmaßes in  Aussicht ge­
nommen worden is t und diesem Zwecke auch tatsächlich 
alle in gedient hat, ist ohne Rücksicht auf die Dauer im 
E inzelfalle „n ich t dauernd" im Sinne des Gesetzes.

Die Auffassung der Revision, auch fre iw illige  M ehr­
arbeit dürfe die Höchstgrenze von 10 Stunden täglich, w ie 
sie § 9 der Arbeitszeitverordnung vorschreibt, n ich t über­
schreiten, ist irrig . Nach der grundsätzlichen Regelung 
des Geltungsbereichs des achtstündigen Arbeitstags im 
§ 1 und der Zulassung einer abweichenden Regelung fü r 
gewisse Fälle  der A rbeitsbereitschaft im  § 2 finden sich 
in  den §§ 3 bis 7 Vorschriften fü r eine Reihe von Fällen 
der Zulässigkeit der Ueberschreitung des Norm alarbeits­
tags. Nach einer Sonderbestimmung fü r den Bergbau im 
§ 8 bestim mt § 9, daß auch in  den Ausnahmefällen der 
§§ 3 bis 7 die tägliche Arbeitsdauer 10 Stunden n icht 
überschreiten darf, es sei denn aus dringenden Gründen 
des Gemeinwohls. M it § 9 is t die Regelung der zeitlichen 
Höchstgrenze der Arbeitsdauer abgeschlossen, und es 
fo lgt in  § 10 die allgemeine Bestimmung des Fortfa lls  
a l l e r  Beschränkungen der A rbe itsze it in  gewissen N o t­
fällen. § 11 g ibt die Strafbestimmungen fü r Zuwiderhand­
lungen gegen die Verordnung, und nach der Bedeutung 
und dem W o rtlau t seines Absatzes 3 schafft dieser Absatz 
einen persönlichen Strafausschließungsgrund, der in  ge­
wissen Fällen dem Arbeitgeber zugute kommen soll. Nach 
der Stellung dieser Bestimmung innerhalb der ganzen V e r­
ordnung ist eine einschränkende W irkung der vo rher­
gehenden V orschrift des § 9 auch auf den Strafausschluß­
fa ll des § 11 Abs. 3 n ich t vorgesehen. Die Voraus­
setzungen fü r die S tra ffre ihe it des Arbeitgebers sind 
überdies derart eingehend aufgeführt, daß der Gesetz­
geber, wenn er die Höchstgrenze der zulässigen A rb e its ­
dauer a u c h  h i e r  auf 10 Stunden hätte bestimmen 
wollen, dieses unbedingt irgendwie ausgedrückt hätte. 
Nach alledem is t eine Höchstgrenze der in  § 11 Absatz 3 
fü r straflos e rklärten M ehrarbe it n i c h t  vorgeschrieben. 
Die sonstigen Bedingungen fü r eine Anwendung des § 11 
Abs. 3 — keine Ausbeutung an Notlage oder Unerfahren­
heit des Arbeitnehmers, keine gesundheitliche Gefähr­
dung —  s te llt das Landgericht ebenfalls ohne Rechts­
irr tu m  einwandfrei fest.

Gerichtliche Entscheidungen.

I. Bürgerliches Recht.

1 Zu § 119 BGB. E f f e k t e n k a u f a u f t r a g e s
A n f e c h t u n g  e 1 n « s E f.f  ® k * e n n d a s  M o t i v  
| e n  I r r t u m s  i m , P a r t e i e n  B e s t a n d -
h d e m  W i l l e n  b c i f u f t r a g e s  g e w o r d e n  i s t .. d e s  E f f e k t e n k a u f a u t t r a g  s g
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fehlers im amtl. Kurszettel in dem Irrtum, daß der Kurs einige 
Tausend Millionen v. H. (also einige Milliarden) betrage: in 
Wahrheit betrug er ebenso viele tausende Milliarden, also B il­
lionen. Am 7. und 8. Januar übersandte die Kl. dem Bekl. 
fünf Ausführungsanzeigen, wonach sie dem Bekl. den bis dahin 
angeschafften Teil der Papiere überließ; auch der darin be­
rechnete Kurs war nur ein Tausendel des wirklichen Kurses. 
Alsbald nach Aufdeckung des Irrtums übersandte Kl. dem Bekl. 
fünf berichtigte Ausführungsanzeigen; sie bat, von den zuerst 
übersandten keine Vormerkung zu nehmen, da sie einen 
Rechenfehler enthielten, und sie gelegentlich zurückzugeben. 
Ueber den Rest der Papiere erteilte die Kl. dem Bekl. Aus­
führungsanzeigen mit richtiger Kursangabe. Alle diese Zu­
schriften erreichten den Bekl. erst am 11. Januar 1924. Noch 
an diesem Tage gab Bekl, gegenüber W, durch Fernsprecher 
eine Erklärung ab, die er zuvor schriftlich festgelegt hatte; sie 
ging dahin: er erkenne die zweiten Schlußnoten nicht an; falls 
nicht überhaupt ein unwirksames Geschäft vorliege, bedeute die 
Uebersendung der zweiten Schlußnoten eine Irrtumsanfechtung 
von Seiten der Kl., die der Bekl. gelten lasse; andernfalls müsse 
er auf Erfüllung der ersten Schlußnoten bestehen; schließlich 
stellte er Stornierung des Geschäfts anheim. Die Kl. hat jedoch 
den Bekl. mit den vollen Preisen der Papiere nebst Spesen be­
lastet und im Rechtsstreit den sich hieraus ergebenden Saldo 
nebst Verzugszinsen eingeklagt. — Das LG. hat den Bekl. nach 
dem Klageantrag verurteilt. Das OLG, hat die Berufung des 
Bekl, zurückgewiesen. Auf die Revision des Bekl. hat das RG. 
das Berufungsurteil aufgehoben und die Sache an das Be­
rufungsgericht zurückverwiesen.

In den Gründen wird zunächst ausgestellt, daß das BerG. 
die Natur des Rechtsverhältnisses — ob einfache Einkaufs­
kommission oder solche mit Selbsteintritt — nicht untersucht 
habe; indessen komme es hierauf nicht an, da der Haupteinwand 
des Bekl. durchgreife.

„Dem BerG. ist zwar darin beizutreten, daß d ie  K l.  
die Annahme des Auftrags nicht angefochten hat. In der Be­
richtigung der dem Bekl. übersandten Rechnungen lag eine
solche Anfechtung nicht. Andererseits hat das BerG.............
angenommen, daß der Bekl. die Erteilung des Auftrags un­
verzüglich nach Erkennung des Irrtums angefochten habe. Auch 
das ist nicht zu beanstanden, denn die Erklärung des Bekl, vom 
II .  Januar 1924, daß er die nachträglich übersandten Aus­
führungsanzeigen nicht anerkenne und das Geschäft in erster 
Linie als unwirksam behandelt wissen wolle, läßt sich als An­
fechtung auslegen, wenn der Bekl. dabei auch ersichtlich von 
der irrigen Auffassung ausging, daß die Kl, selbst die An­
fechtung erklärt habe. Das BerG. nimmt aber beiderseitigen 
unbeachtlichen Irrtum im Beweggrund an und lehnt die An­
fechtungsmöglichkeit ab. Und hierin kann ihm nicht gefolgt 
werden.

Das RG. hat in einer Reihe von Fällen angenommen, daß 
der Beweggrund zum Bestandteil der Willenserklärung werden 
kann, wenn er nämlich in der Erklärung selbst oder bei den ent­
scheidenden Verhandlungen erkennbar hervortritt (RGZ. 94 65, 
97 138, 105 407). In solchen Fällen kann bei irrigem Beweg­
grund zugleich ein Irrtum über den Inhalt der Erklärung vor­
liegen und damit die Möglichkeit der Anfechtung wegen Ir r ­
tums auf Grund des § 119 BGB. gegeben sein. Nun kann zwar 
im Allgemeinen . . . .  der Auftrag zum An- oder Verkauf von 
Wertpapieren nicht schon darum vom Auftraggeber angefochten 
werden, weil er sich infolge eines Druckfehlers oder aus anderem 
Grunde über den Kurs geirrt habe. Das ist in der Regel nur 
ein unbeachtlicher Irrtum im Beweggründe, Aber der vor­
liegende Fall weist Besonderheiten auf, die eine andere Be­
urteilung rechtfertigen. Der Kurs war in W irklichkeit tausend­
mal so hoch, als beide Teile, der Bekl. und W. als Vertreter 
der Kl., auf Grund eines Druckfehlers im amtlichen Kurszettel 
annahmen. Hätte der Bekl. den richtigen Kurs gekannt, so 
hätte er den Auftrag nicht erteilt. Hätte W. ihn gekannt, so 
hätte er den Auftrag nicht angenommen. Denn der Erstere 
wollte sein Guthaben bei “ er K ln ic h t überziehen, sondern sich 
mit seinem Auftrag innerhalb der Grenzen seines Guthabens 
halten; er konnte auch gar nicht annehmen, daß die Kl. einen 
Auftrag ausführen werde, der sein Guthaben um fast das 
Zwanzigfache überstieg, ohne daß er ihr Deckung gab. Und W. 
war durch Dienstanweisung gebunden, Aufträge abzulehnen, für 
deren Ausführung keine genügende Deckung vorhanden war. 
Wenn das BerG. nun meint, der Irrtum des Bekl. sei für W. 
nicht erkennbar gewesen, so tr ifft das nicht das Wesentliche. 
Bei dem festgestellten Sachverhalt war W. die Grundlage des 
Auftrags sehr wohl erkennbar, nur den Irrtum als solchen er­
kannte er nicht, aber darauf kommt es für die Anwendbarkeit 
des § 119 BGB. auch nicht an. Die Grundlage, von der beide 
Teile ausgingen, jeder dem andern erkennbar, ®ln -*aSes" 
preis der Wertpapiere, der sich ungefähr in der Höhe der un­
richtigen Notiz hielt, so daß er die Anschaffung mittels des

Guthabens des Bekl. ermöglichte, nicht aber ein Tagespreis, der 
die Notiz um das Tausendfache überstieg, so daß eine An­
schaffung mittels des Guthabens des Bekl. völlig ausgeschlossen 
war. Diese Grundlage ist, wenn auch nicht ausdrücklich, so 
doch stillschweigend und beiden Teilen erkennbar, zum Be­
standteil des Auftrags geworden; so war er gemeint, und so ist 
er verstanden worden. Der ersten Revisionsrüge ist daher im 
Ergebnis beizustimmen, indem sie annimmt, daß die Anfechtung 
von Seiten des Bekl. begründet war. Abzulehnen ist die 
Meinung der Revision, daß die A rt der Kursnotierung eine 
Eigenschaft des Wertpapiers sei. Die Kursnotierung ist nichts 
weiter als eine historische Mitteilung über den Preis, den ein 
Wertpapier durch Angebot und Nachfrage in einem der Ver­
gangenheit angehörenden Zeitpunkt erzielt hat. Die Anfechtung 
wird im vorliegenden Falle durch § 119 Abs. 1 BGB. nicht 
Abs. 2, gerechtfertigt.

Das BerG. wird bei der wiederholten Erörterung des 
Rechtsstreits aber auch zu prüfen haben, ob es einer Anfechtung 
überhaupt bedurfte. Es wird von Erheblichkeit sein, ob der 
Irrtum bei W., einem Bankbeamten, entschuldbar war. Eine 
etwaige Fahrlässigkeit des W. würde die Kl., die sich seiner 
zum Abschluß des Vertrages bedient hat, unter dem Gesichts­
punkt eines Verschuldens beim Vertragsschluß (RGZ. 114 155, 
auch 78 240, 97 339, 107 362) zu vertreten haben, und es wäre 
weiter zu untersuchen, ob die anstandslose Annahme des Auf­
trags sie gegenüber dem Bekl. in einer Weise schadenersatz­
pflichtig macht, daß sie Ansprüche auf Grund des Auftrags über­
haupt nicht erheben kann.

In dem einen wie im andern Fall — Anfechtung von seiten 
des Bekl. oder Verschulden der Kl. — kann die Replik der Kl., 
daß der Bekl. das Geschäft durch Aufträge zum Verkauf eines 
Teils der Wertpapiere bestätigt habe, nicht als schlüssig an­
erkannt werden. Das BerG. hat, weil es die Anfechtbarkeit ver­
neint hat, die . . . .  Frage, oh solche Verkaufsaufträge vom 
Bekl. überhaupt erteilt worden sind, dahingestellt gelassen, hat 
daran aber die Bemerkung geknüpft, daß, wenn sie erteilt sein 
sollten, darin allerdings eine Bestätigung des Auftrags vom 
7. Januar 1924 zu erblicken wäre. Dem kann nicht beigetreten 
werden. Nach der Feststellung des BerG. hat der Bekl. un­
verzüglich nachdem er von dem Irrtum Kenntnis erhalten hatte, 
seinen Auftrag vom 7. Januar angefochten. Also kann er ihn 
nicht im Sinne von § 144 BGB. bestätigt haben. Es kommt nur 
eine Bestätigung des durch Anfechtung bereits nichtig ge­
wordenen Geschäfts in Frage, und diese ist nur durch erneute 
Vornahme möglich, §§ 141, 142 BGB. Für die Annahme einer 
Neuerteilung des Auftrags vom 7. Januar 1924 bieten aber die 
von der Kl. behaupteten Verkaufsaufträge keinen genügenden 
Anhalt.“ (Wird an der Hand der tatsächlichen Umstände des 
Falles näher ausgeführt.)

„Für den Fall, daß das BerG. die Klage nicht schon wegen 
Verschuldens der Kl. beim Vertragsschluß abweisen sollte, wird 
weiter zu prüfen sein, ob die alsdann durchgreifende Anfechtung 
wegen Irrtums einen Schadenersatzanspruch der Kl. gemäß 
§ 122 BGB. rechtfertigt. Die Kl. hat ihre Klage hilfsweise hier­
auf gestützt, und das BerG. hat ihr, obwohl es die Anfechtbarkeit 
verneint hat, hilfsweise Schadenersatz in Höhe des von ihr ver­
auslagten Kaufpreises zugesprochen. Damit würde die Klage­
forderung, die außer Auslagen noch Gewinn umfaßt, nicht ge­
deckt sein; aber auch in dieser Begrenzung wäre die Forderung 
noch nicht gerechtfertigt. Da die Einkaufskommission infolge 
der Anfechtung nichtig war, entfiel für die Kl. die Pflicht, dem 
Bekl, das Eigentum an den Papieren zu verschaffen; soweit 
etwa zur Zeit der Anfechtung schon ein Eigentumsübergang auf 
den Bekl. stattgefunden haben sollte, hatte sie einen Be­
reicherungsanspruch auf Rückübertragung des Eigentums, den 
sie sofort verwirklichen konnte, da der Bekl. die Papiere gar 
nicht haben wollte. Sie konnte also über die Papiere für eigene 
Rechnung verfügen und mußte sich, wie die Revision mit Recht 
geltend macht, bei der Berechnung ihres Schadens den Wert 
der Papiere gutbringen. Ob alsdann noch ein Schaden im 
Sinne des § 122 BGB. übrig blieb, ob nicht ihr negatives Ver­
tragsinteresse vollständig gedeckt war, bedarf noch der 
Prüfung. Weiter wird zu prüfen sein, ob eine Schadenersatz­
pflicht des Bekl. überhaupt bestand. Auch unter diesem Ge­
sichtspunkt würde erheblich werden, ob W. den Irrtum des Bekl. 
bei gehöriger Aufmerksamkeit erkennen mußte; wenn das der 
Fall war, trat nach § 122 Abs. 2 BGB. in Verbindung mit § 166 
BGB. die Schadenersatzpflicht des Bekl. nicht ein. Sollte aber 
auch ein Schaden entstanden und die Ausnahme des § 122 Abs. 2 
aus tatsächlichen Gründen nicht gegeben sein, so würde geprüft 
werden müssen, ob die Kl. es nicht schuldhaft unterlassen hat, 
den Schaden abzuwenden oder zu mindern, § 254 BGB. Sie 
hat dem Bekl. entgegengehalten, daß die Kurse gestiegen seien 
und daß er die Papiere mit Vorteil habe verkaufen können. Sie 

L “ a^er aufklären müssen, warum sie nicht selbst den 
Schaden auf diese Weise von sich abgewendet hat."
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2- Zu §§ 387, 406 BGB.
F o r d e r u n g e n  d e r  B e r l i n e r  L i q u i d a t i o n s -  

\Y'a-Sj S e f ü r  Z e i t g e s c h ä f t e  k ö n n e n  n i c h t  i m 
W i d e r s p r u c h  m i t  d e n  f ü r  d i e  K a s s e  g e l t e n d e n  
B e s t i m m u n g e n  d u r c h  A u f r e c h n u n g  g e t i l g t  
w e r d e n .  K

Urteil des 13. Zivilsenats des Kammergerichts in Berlin 
vom 14. Februar 1927 — 13. U. 104. 27 — *).

T a t b e s t a n d .
Die Klägerin und die Beklagte zu 1, die beide Bankier­

geschäfte betreiben, standen miteinander in laufender Geschäfls- 
verbindung, Ende März 1926 schuldete die Beklagte zu 1 der 
vva(!>erln u  r- f>aröeüekenes Geld einen Betrag von Reichsmark 
3000, . Beide Parteien sind auch Mitglieder des Liquidations- 
Vereins für Zeitgeschäfte an der Berliner Wertpapierbörse e. V., 

er bezweckt, unter Zuhilfenahme der Beklagten zu 2 alle Zeit- 
gMchalte seiner Mitglieder, die in amtlich zum Börsentermin­

andel an der Berliner Börse zugelassenen Wertpapieren nach 
° en J ° n dem Börsenvorsland festgesetzten Bedingungen ab­
geschlossen werden, zu sichern und das Liquidationsgeschäft 
an den Stichtagen der Berliner Wertpapierbörse dadurch zu 
erleichtern und zu beschleunigen, daß die Mitglieder die 
Skontrierung und Regelung ihrer per Medio oder per Ultimo 
eines jeden Monats abgeschlossenen Zeitgeschäfte in den vom 
Verwaltungsrate bezeichneten Wertpapieren durch die Be­
klagte zu 2 bewirken lassen. Nach der von der Beklagten zu 2 
für Ultimo März 1926 gegebenen Aufstellung der Liquidations­
differenzen hatte die Beklagte zu 1 insgesamt 37 646,50 Reichs­
mark zu fordern und 29 204,— Reichsmark zu zahlen, so daß der 
ihr zukommende Saldo 8442,50 Reichsmark betrug. Unter den 
in dieser Aufstellung aufgeführten Forderungen der Beklagten 
zu 1 befindet sich auch eine gegen die Klägerin im Höhe von
847.50 Reichsmark. M it ihrem Schreiben vom 30. März 1926 
hat die Klägerin gegenüber der Beklagten zu 1 gegen deren 
Forderung vorn 847,50 Reichsmark mit ihrer Forderung gegen die 
Beklagte zu 1 von 3000,— Reichsmark in Höhe von
847.50 Reichsmark aufgerechnet und dieses der Beklagten zu 2 
mit ihrem Schreiben vom 31. März 1926 mitgeteilt, In diesem 
Schreiben heißt es weiter:

Wie ich mit Ihrem . . . .  Direktor B. besprach, geht es aus 
technischen Gründen nicht, daß ich diese 847,50 Reichsmark 
von meinem Ullimo-Skontro absetze. Ich werde daher den 
j  e.frf f  ,von, 847,50 an Sie zahlen, bemerke jedoch aus­
drücklich, daß ich sie Ihnen als Treuhänder bezahle und ver­
lange, da« mir diese Summe von Ihnen zurückgezahlt wird 

,K 'a£en? hat,. entsprechend diesem Schreiben die
847.50 Reichsmark an die Beklagte zu 2 gezahlt. Sie hat sodann 
von der Beklagten zu 2 die Zurückerstattung der 847,50 Reichs­
mark verlangt. Die Beklagte zu 2 hat demgegenüber erklärt, 
daß sie nur mit Zustimmung der Beklagten zu 1 zahlen werde! 
Die Beklagte zu 1 hat der Zurückzahlung an die Klägerin wider­
sprochen.

Die Klägerin hat nunmehr gegen beide Beklagten Klage 
v°n d,er k la g te n  zu 2 die Zahlung von

847.50 Reichsmark nebst 9 % Zinsen seit Klagezustellung und
Zj 1 d,e Einwibigung in diese Zahlung der 

i w K w "  rfUb2i geford,ert- Die Beklagten haben um Abweisung 
u" d .zur Begründung dieses Antrages geltend 

d,,ea Aufrechnung der Klägerin unzulässig sei. L/ie Klägerin hat das ohne Krfolg bestritten.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e .
Der frist- und formgerecht und ordnungsmäßig begründeten 

Berufung der Klägerin war der Erfolg zu versagen. Der mit 
aer Berufung angefochtenen Entscheidung des Landgerichts war 
auch gegenüber den Angriffen der Klägerin im Endergebnis 
Behb,t,i?tCn' begehrt mit ihrer Klage von der
sie entsm-i^b 2j dl,® Rückzahlung der 847,50 Reichsmark, die 
Beklagte^ z u ^ d  ,Scthreiben vom 31. März 1926 an die 
Einwilligung in S S i  Zahf* “ nd v°n d e r  Beklagten zu 1 die 
dahingestellt bleiben oh der Beklagten zu 2. Es konnte 
schlüssig begründet ist. D e m 6' K- a|® beide Beklagten
Klägerin gegen die Beklagten 'ü ,,e<?em Eall sind die von der 
dem Grunde nicht gerechtfertigt^ lobe" en Klageansprüche aus 
mit Recht festgestellt hat die f A .T®' ’ wie das Landgericht 
gegen die Klägerin aus dem m ” 0 d”  Bcklagten zu 1
die von der Klägerin erklärte Aufr ° i"^ arz"1?^ü-Skontro durch 
ist und die Klägerin deshalb mit der l eHlgt worden
mark an die Beklagte zu 2 U ta lf iu  der 8.47'50 Reichs-
der Satzungen des Liquidationsvereins afs V* ¥  ,Nr- 2
liegende Verpflichtung erfüllt hat WcnnV u Smitg lcd ob‘ 
Klägerin zutreffend hinweist, die 847 50 RpaUi?h’ Viorauf dic

C . d ' Ä Ä  ™  Dr. Frhr. v o n

31. März 1926 ergebenden Bestimmung, also insbesondere auch 
mit der ausdrücklichen Auflage gezahlt worden sind, diesen 
Betrag als Treuhänderin in Empfang zu nehmen und ihn wieder 
an die Klägerin zurückzuzahlen, so kann es doch mit Rück­
sicht auf § 33 der Satzungen des Liquidationsvereins nach der 
Ueberzeugung des Senats nicht zweifelhaft sein, daß die Zahlung 
der 847,50 Reichsmark, deren Rückzahlung die Klägerin von der 
Beklagten zu 2 fordert, von der Klägerin an diese für den Fall 
der Rechtsunwirksamkeit der von der Klägerin gegenüber der 
Beklagten zu 1 erklärten Aufrechnung bewirkt worden ist. 
D ieSv-f- U ,assunS steht auch mit dem Inhalt des Schreibens 

a^en? a2. d’e Betagte zu 2 vom 31. März 1926 nicht im 
Widerspruch. Denn in diesem Schreiben wird von der Klägerin 
ausdrücklich hervorgehoben, daß nach ihren Besprechungen mit 
da£nCA Direktor B. der Beklagten zu 2 ein Absetzen der 
ono Re^bsmark, denen gegenüber sie ihre Forderung von 

3000,— Reichsmark gegen die Beklagte zu 1 in Höhe dieses 
Betrages zur Aufrechnung gestellt hat, von ihrem Ultimo- 
Skontro „aus technischen Gründen“ nicht anhängig ist. Das 
kann unter Berücksichtigung der Satzungen des Liquidations­
vereins und der allgemeinen Geschäftsbedingungen der Be­
klagten zu 2, die unstreitig für die Klägerin verbindlich waren 
und der Klägerin die Verpflichtung auferlegten, die ihr aus 
ihren Zeitgeschäften obliegenden Leistungen an die Beklagte 
ZU„2 ZU b i r k e n ,  lediglich in dem Sinne verstanden werden, 
daß die Klagenn durch die Zahlung der 847,50 Reichsmark an 
die beklagte zu 2 insbesondere auch den Zweck verfolgt hat 
jeden Verstoß gegen- die ihr durch die genannten Satzungen 
und Geschäftsbedingungen auferlegte Verpflichtung zu ver­
meiden. Hiernach entfällt die Berechtigung der Klageansprüche 
bereits mit der Feststellung, daß die von der Klägerin der 
Beklagten zu 1 gegenüber erklärte Aufrechnung unzulässig war 
und aus diesem Grunde die Schuld der Klägerin aus 
Q-"m Ultimo-März-1926-Skontro in Höhe des Betrages von
847,50 Reichsmark nicht getilgt hat, diese Tilgung vielmehr erst 
durch die Zahlung der 847,50 Reichsmark an die Beklagte zu 2 
eriolgt ist. Diese Festlegung war auf Grund der Satzungen des 
Liquidationsvereins, der Bestimmungen des Vertrages zwischen 
diesem und der Beklagten zu 2 und der allgemeinen Geschäfts­
bedingungen der Beklagten zu 2 zu treffen. Nach § 1 Nr. 2 seiner 
Salzung bezweckt der Liquidationsverein für Zeitgeschäfte an der 
Berliner Börse E. V., dessen Mitglieder unstreitig die Klägerin 
und die Beklagte zu 1 sind, unter Zuhilfenahme der Beklagten 
zu 2 die Zeitgeschäfte seiner Mitglieder im Rahmen der Be­
stimmungen der Satzung zu sichern und das Liquidationsgeschäft 
an den Stichtagen der Berliner Wertpapierbörse dadurch zu 
erleichtern und zu beschleunigen, daß die Mitglieder die 
Skontrierung und Regelung ihrer per Medio oder per Ultimo 
eines jeden Monats abgeschlossenen Zeitgeschäfte in den von 
dem Verwaltungsrate bezeichneten Wertpapieren durch die Be- 
klagte zu 2 bewirken lassen. Nach § 23 (1) der Satzung des 
Liquidationsvereins und II. 1 der allgemeinen Geschäfts- 

fid lu?Utn^e?i d^ i Beklagten zu 2 sind die Vereinsmitglieder ver­
pflichtet, alle Zeitgeschäfte in den von dem Verein geregelten 
Wertpapieren durch die Beklagte zu 2. zur Abwicklung zu 
bringen, welche die Skontrierung vornimmt. Die Vereinbarung 
daß die Abwicklung außerhalb der Beklagten zu 2 erfolgen 
solle .st unzulässig Nach § 33 (2) der Vereinssatzung und 
X II 2 der Geschäftsbedingungen der Beklagten zu 2 gehen 
Forderungen aus Geschäften der Vereinsmitglieder, die durch 
die Beklagte zu 2 abzuwickeln sind, mit dem Abschluß des 
Geschäftes auf die Beklagte zu 2 über und unterliegen aus! 
schließlich ihrem Verfügungsrecht. Sowohl nach diesen Be-
v e r ^ r u I r d r ' R T l  dfnaCh V  ^  z" ischen dem L iqu ida tions­
sich Hip V  • e t ' t ^ r 6Ij ZU2 abf>eschlossenen Vertrages können 
geschäf en eremSmitg, 1 mer W6gen ih re r Ansprüche aus Ze it- 
h X n  1 k U.nm ilte  b a r , an die Beklagte zu 2. halten und 
M it R k t V l “/  d l6 j®r o r . die Schulden aus den Zeitgeschäften.
M it Recht folgern die Beklagten aus diesen unstreitig für die 
1 f n v.er, nd,Lchen Bestimmungen, daß die von der Klägerin 
erklärte Aufrechnung ausgeschlossen ist, wobei dahingestellt 
bleiben kann, ob diese Aufrechnung der Klägerin als gegen die 
Beklagte zu 1 oder nach § 406 BGB. als gegen die Beklagte 
zu 2 erklärt anzusehen ist. Wenn auch dieser Ausschluß der 
Aufrechnung gegenüber einem sich aus der Abwicklung von 
Effektentermingeschäften der Vereinsmitglieder durch die Be­
klagte zu 2 ergebenden Ansprüche mit einer außerhalb dieses 
Liquidationsverfahrens erworbenen Forderung in den oben er­
wähnten Bestimmungen nicht ausdrücklich ausgesprochen ist, 
so ist er doch diesen Bestimmungen ohne weiteres zu entnehmen. 
Denn die Zulassung der Aufrechnung gegenüber Ansprüchen 
aus der durch die Beklagte zu 2 vorgesehenen Abwicklung von 
Effektentermingeschäften mit Forderungen von Vereins- 
mitgliedern aus sonstigen Geschäften wurde nicht nur eine Er­
weiterung des scharf umgrenzten Wirkungskreises der Beklagten 
zu 2 bedeuten, sondern auch das der Beklagten innerhalb 
dieses Wirkungskreises ausdrücklich eingeräumte freie Ver­
fügungsrecht über die Verteilung der sich aus dem Liquidations-
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verfahren für die Vereinsmitglieder ergebenden gegenseitigen 
Ansprüche wesentlich beschränken, also die Durchführung des 
Abwicklungsverfahrens innerhalb der für die Parteien verbind­
lichen ausdrücklichen Vereinbarungen verhindern. Der von der 
Klägerin erklärten Aufrechnung kann hiernach nicht die 
Wirkung beigelegt werden, daß durch sie der Anspruch der Be­
klagten zu 2 aus dem Ultimo-März-1926-Skontro in Höhe von
847,50 Reichsmark erloschen ist. Die Klage war deshalb bereits 
aus diesem Grunde als ungerechtfertigt abzuweisen.

S c h e c k s  a l s  u n -
3. Zu § 826 BGB., § 263 StGB.
B e g e b u n g  u n g e d e c k t e r  

e r l a u b t e  H a n d l u n g .
Urt. des RG. — IV 313/26 — vom 6. Januar 1927. — T. —
Die Firma X., eine G. m. b. H„ deren Geschäftsführer 

die Bekl. 2—6 waren, hat sich vom September 1923 an, im 
Einvernehmen mit dem damals bei der klagenden Bank als 
Bankberater angestellten Bekl. zu 2 C. und unter dessen M it­
wirkung auf die folgende Weise Barmittel verschafft: für die 
Bekl. Sch., damalige Braut des C., wurde bei der Kl. ein 
Scheckkonto eingerichtet. Die gesamten Schecks der daraufhin 
von der Kl. ausgehändigten Scheckbücher ließ sich C, von der 
Sch. in blanco unterschreiben, und händigte sie dann der Firma 
X. aus. Von dieser erhielt er dagegen, gleichfalls in blanco 
unterschrieben, Schecks auf mehrere andere Banken. Die 
Firma X. füllte die von der Sch. in blanco auf die Kl. gezogenen 
Schecks nach und nach aus und übergab sie jeweils einem der 
anderen Geldinstitute zur Einziehung. Bevor diese Schecks 
bei der Kl. zur Einziehung vorgelegt wurden, übergab C. der 
Kl. zugunsten des Kontos Sch. Schecks der Firma X,, die 
mindestens über die gleichen Beträge lauteten, zur Einziehung. 
Hierzu benutzte er die in seinem Besitz befindlichen Blanco- 
schecks der Firma X. M it Rücksicht auf diese hereingegebenen 
und dem Konto Sch. gutgeschriebenen Schecks wurden die von 
der Firma X. in Umlauf gesetzten Schecks der Sen* von der 
Klägerin eingelöst. Bis dann die Schecks der Firma X. von der 
Kl. bei den bezogenen Geldinstituten vorgelegt werden konnten, 
hatte die Firma X. dort Deckung beschafft. Zuletzt war ihr 
dies hauptsächlich wegen der inzwischen eingetretenen Stabili­
sierung, nicht mehr möglich. Nach der Klagebehauptung hat 
das Konto Sch. am 19. Januar 1924 mit einem Debetsaldo von 
rund 22 000 RM abgeschlossen. Auf Zahlung des Saldos hat 
sie gegen die Sch. aus Vertrag, gegen die übrigen Bekl aus 
unerlaubter Handlung Klage erhoben. In der Richtung gegen 
die Bekl. zu 2 bis 6 ist die Klage im ersten und zweiten Rechts- 
zug abgewiesen worden. Auch die Revision der ivi. blieb

erfolglos. ^ g2(J b g b ., den die Kl. auf das Verhalten der 
Revisionsbeklagten in erster Linie angewendet wissen will, setzt 
neben einer gegen die guten Sitten verstoßende Handlungsweise 
eine dadurch verursachte vorsätzliche Schadenszufügung voraus. 
Zum Tatbestände des Vorsatzes ist nicht erforderlich, daß der 
Handelnde von der Absicht der Schädigung geleitet worden 
sei Er muß sich aber bewußt gewesen sein, daß die Handlung 
den schädlichen Erfolg haben werde oder wenigstens haben 
könne, und er muß diesen Erfolg oder möglichen Erfolg in seinen 
Willen aufgenommen haben. Ebenso wird nach § 263 StGtS,, 
der in Verbindung mit § 823 Abs. 2 BGB. in zweiter Lime m 
Betracht kommt, der Tatbestand des Betrugs nur durch eine 
vorsätzliche Vermögensbeschädigung erfüllt. Der J1111
wenigstens das Bewußtsein gehabt haben, daß seine Handlung 
das Vermögen eines andern zu beschädigen geeignet sei, und 
er muß diese nach seinem Bewußtsein mögliche Beschädigung 
für den Fall ihres Eintritts auch gewollt haben. Auf eine 
bloße Fahrlässigkeit, auch grober Art, kann weder nach § 826 
BGB. noch nach § 263 StGB, mit § 823 Abs. 2 BGB. eine 
Schadenersatzpflicht des Flandelnden gegründet werden.

Auf diesen Rechtsboden hat sich auch das Berufungsgericht 
gestellt, das allerdings nur den § 826 BGB. anzieht. Es stellt
fest und erwägt: Durch die Hereingabe der ersten...........
Schecks sei eine Schädigung der Kl. überhaupt nicht ein­
getreten, da diese Schecks infolge rechtzeitig beschaffter 
Deckung eingelöst worden seien. Hinsichtlich der späteren, 
nicht mehr zur Einlösung Schecks komme den Bekl.
zugute daß sie trotz der Maßnahmen zur Stabilisierung der 
deutschen Währung an „eine noch längere Dauer“ der 
Inflation geglaubt haben, Es sei ihnen weder nachgewiesen 
noch nachweisbar, daß sie das B e w u ß t s e h a t t e n  die 
Kl. durch die von ihnen gewählte A rt f erM̂ f besc.haffung 
zu schädigen oder daß sie auch nur an die Möglichkeit einer
solchen Schädigung gedacht hätten. , ,

Diese Beurteilung des Sachverhalts mag in ihrem etzten 
Teile bedenklich erscheinen. Die Bedenken liege em
mit der Revision nicht angreifbaren tatsachhchen^ Gebiete. 
Vom Rechtsstandpunkt kommt nur die Frage, ,
sagen müßte: schon durch die Begebung eines zur u  , 
Begebung ungedeckten Schecks werde demjenigen, er eine

solchen Scheck als Vermögenswert annehme (wie es die Kl. 
hinsichtlich der Schecks der Firma X. dadurch getan hat, daß 
sie die Schecks dem Konto Sch. gutbrachte), ein Vermögens­
schaden zugefügt. Dann könnte weiter gesagt werden: der 
Glaube des Scheckausstellers daran, daß er bis zur Zeit der 
Vorlegung der Schecks beim Bezogenen Deckung verschaffen 
werde, schließe nicht den Vorsatz der Vermögensbeschädigung 
aus, sondern stelle sich nur als eine, für das in Rede stehende 
Tatbestandsmerkmal des § 826 BGB. wie des § 263 StGB, 
unerhebliche Erwartung dar, daß der bereits eingetretene Ver­
mögensschaden wieder beseitigt werden würde. Diese Auf­
fassung, die dem Urteile des Bayer. Obersten Landesgerichts 
vom 3. Februar 1925 (JW. 1925 S. 1515) zugrunde zu liegen 
scheint, ist indessen abzulehnen. Der Scheck ist allerdings 
seinem Wesen nach eine Anweisung auf ein Guthaben des Aus­
stellers bei dem Bezogenen. Die Bezugnahme auf ein Gut­
haben im Urkundentext ist nach § 1 Nr. 2 ScheckGes. wesent­
liches Formerfordernis. Das tatsächliche Bestehen eines Gut­
habens im Sinne des § 3 ScheckGes. aber ist keine Voraus­
setzung für die Rechtsgültigkeit des Schecks (RG. Bank-Archiv 
Bd. 25 S. 171; vgl. auch RGZ. 112, 46). Auch wenn zur Zeit 
der Begebung oder der Vorlegung des Schecks oder in beiden 
Zeitpunkten kein Guthaben vorhanden ist, treten alle Rechts­
folgen der Begebung eines Schecks, §§ 15—22 ScheckGes., ein. 
Ein zur Zeit der Begebung ungedeckter Scheck ist auch nicht 
ohne weiteres weniger wert als ein zur Zeit der Begebung ge­
deckter. Denn bis zur Vorlegung kann durch nachträgliche 
Verfügungen des Ausstellers über sein Konto beim Bezogenen 
der ursprünglich gedeckte Scheck seine Deckung verlieren; 
der ursprünglich ungedeckte kann sie durch entsprechende 
Maßnahmen erlangen. Der Scheck erfüllt seinen wirtschaftlichen 
Zweck, wenn ein zu seiner Einlösung ausreichendes Guthaben 
bei seiner Vorlegung vorhanden ist. In diesem Sinn wird von 
K u h l e n b e c k  (ScheckGes. § 3 Abs. 2, 3; § 1 Anm. 3b), 
Felix M e y e r  (Weltscheckrecht Bd. 1 S. 53 f.), und M a n n ­
h e i m  (JW. 1925 S. 1515) mit Recht gesagt, daß das Gut­
haben nicht schon zur Zeit der Begebung, sondern erst zur Zeit 
der Vorlegung vorhanden zu sein brauche. Durch die bloße 
Begebung eines zu dieser Zeit noch ungedeckten Schecks wird 
demgemäß dem andern Teil noch kein Schaden zugefügt. Auch 
L e s s i n g  (ScheckGes., 2. Aufl., S. 66 f.) tr itt, gleich M a n n ­
h e i m  a. a. O., dem Bayer. Obersten Landesgericht entgegen. 
Er selbst sagt freilich nur; es liege kein Betrug vor, wenn der 
einen ungedeckten Scheck Hingebende begründetermaßen damit 
rechnen dürfe, daß der Scheck im frühesten möglichen 
Augenblick der Vorlegung gedeckt sein werde; diese Er­
wägung müsse natürlich auf sorgfältiger Prüfung der Ver­
hältnisse beruhen und dürfe nicht fahrlässig sein. Das wider­
spricht den eingangs wiedergegebenen Rechtsgrundsätzen. 
Wer aus § 263 StGB, oder aus § 826 BGB. verantwortlich 
gemacht werden soll, muß die den Vermögensschaden be­
dingenden Umstände, gegebenenfalls also die zur Zeit der Vor­
legung des Schecks beim Bezogenen fehlende Deckung, 
mindestens unter den Voraussetzungen des bedingten Vorsatzes 
in seine Vorstellung und in seinen Willen auf genommen haben. 
Das ist gegenüber den Revisionsbeklagten nach den . . . .  tat­
sächlichen Annahmen des Berufungsgerichts nicht feststellbar.

Das einen Fall des Betrugs durch Ausgabe eines un­
gedeckten Schecks behandelnde, von der Kl. angezogene Urteil 
des I. Strafsenats des RG. vom 10. Juni 1909 (JW. 1909 S. 515) 
steht den vorstehenden Rechtsausführungen nlicht entgegen. 
Dort ist die Frage, ob der Glaube des Ausstellers an eine 
rechtzeitige Bereitstellung der Deckung für das Tatbestands­
merkmal der vorsätzlichen Vermögensbeschädigung erheblich 
ist, nicht aufgeworfen."

N a c h s c h r i f t  d e r  S c h r i  f 11 e i  t u n g :
An dieser im Ergebnis überaus unbefriedigenden Ent­

scheidung des RG. fä llt zunächst auf, daß der IV. Zivilsenat 
des RG., der sich im übrigen in der Begründung seines Urteils 
mit Schrifttum und Rechtsprechung eingehend auseinandersetzt, 
das Urteil des I. Strafsenats des Reichsgerichts vom 3. Februar 
1925, I 1003. 24 (Leipziger Ztschr. 1925 S. 487, Bank-Archiv 
Bd. XXIV S. 332) unerwähnt läßt, welches in der ent­
scheidenden Rechtsfrage den gleichen Standpunkt vertritt, wie 
die von dem erkennenden Senat mißbilligte Entscheidung des 
Bayer. Obersten Landesgerichts. Hiernach wäre gemäß § 136 
Abs. 2 GVG. eine Entscheidung durch das Plenum erforderlich 
gewesen. Hiervon abgesehen, ergibt sich aus den Feststellungen 
des Berufungsgerichts, daß die Inhaber der Firma X. sich nur 
für den Fall eines ferneren Fortschreitens der Inflation zur 
Einlösung der von ihnen begebenen ungedeckten Schecks für 
fähig hielten; sie spekulierten also auf unlautere, betrügerische 
Weise, nämlich auf dem Rücken der Klägerin, auf ein weiteres 
Fallen der deutschen Valuta. Es zeugt nicht gerade von w irt­
schaftlichem Verständnis, wenn das Berufungsgericht an dieser 
über alle Begriffe unanständigen Handlungsweise deswegen nichts
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Sittenwidriges findet, weil die Beklagten in dem guten Glauben 
gewesen seien, daß die Inflation so bald kein Ende nehmen 
rHolJ2' rj ••aS Reichsgericht sieht sich mit Recht veranlaßt, von 
lyrr. TT eSründung der Vorentscheidung sichtbar abzurücken.

■ nj ec „  aber bezeichnet das RG. die dagegen geltend zu 
j ‘ 7 .  en Bedenken als auf bloß tatsächlichem Gebiet liegend;
j wiedergegebenen Ausführungen aus der Begründung

t ßen»ungsurteils lassen deutlich erkennen, daß das Be- 
y  urigsgericht den rechtlichen Begriff des b e d i n g t e n  

o r s a t z e s  verkannt hat, von welchem hier eine geradezu 
typische Erscheinungsform vorliegt.

Von einem Bankfachmann wurde kürzlich auf die Frage 
nach dem Unterschied zwischen Scheckverkehr und Ueber- 
weisungsverkehr die scherzhafte Antwort gegeben, der Ueber- 
weisungsverkehr sei der bargeldlose Zahlungsverkehr der ehr- 
ic len Leute. Je zaghafter die Rechtssprechung sich bei der 
nwendung des Betrugsparagraphen auf die Begebung un­

gedeckter Schecks verhält, um so mehr wird dieses Scherz­
wort zur bitteren Wahrheit werden.

II. Handelsrecht.
Zu § 400 HGB., § 263 StGB.
K a n n  d as  V e r m ö g e n  des K o m m i t t e n t e n  

m 1c0U-rC h- besc,h a d i .gt  w e r d e n ,  d aß  d e r  K o m -  
? .\f i s ? ° nAa r ( 'v a h r h e i t s w i d r i g  m i t  t e i l t ,  e r  h a b e  
d le TT,Jn .tA  j g e g e b e n e n  P a p i e r e  g e k a u f t ?

I I i r 793 öS RGhrf y  B c e ” at| vom 4- Nov- 1926 — i l l  793. 26 —; abgedruckt RGSt. 60, 421
Die Kommanditgesellschaft K. & S„ die' ein Bankgeschäft

m m  M r T l ’ dp" Au{tfa£’T als seine Kommissionärin 6000 M Gelsenkirchener Bergwerksaktien zu kaufen Der Be­
schwerdeführer K., persönlich haftender Gesellschafter, zeigte 
dem ti. demnächst der Wahrheit zuwider an, der Ankauf sei 
erfolgt. H „ der bei der Gesellschaft ein die Anschaffungskosten 
übersteigendes Konto unterhielt, beruhigte sich hierbei. Die 
Gesellschaft hat später ihre Zahlungen eingestellt; H. hat die 
Aktien nicht erhalten.

G r ü n d e ;

ko-nmendennIWUfSik° m-miSSi0när ist. verPflichteE die in Betracht
nd dns SUh^ i a?tlere 1,7 S°7 eit er sie schon besitztund das oelbstemtrittsrecht ausubt — zu kaufen. Wenn er das

Umständen^ 3 bF I r  vertra£lich festgesetzten oder nach den 
tragswidritf dCF;I a eu an^ messcnen Frist tut, so handelt er ver­tragswidrig Eine abweichende Uebung der Bankgeschäfte die 
der Verteidiger behauptet und die in zahlreichen Fällen d « a if  
hinauslaufen wurde, daß der Kommissionär auf die Gefahr des 
Kunden spekuliert, und daß letzterer das Nachsehen hätte, würde 
rechtlich nicht anzuerkennen sein. Es ist also nicht richtig 
wenn der Verteidiger ausführt, H. habe keinen Anspruch auf den 
effektiven Kauf der Aktien gehabt. Sodann muß der Kom­
missionär diejenigen Stücke, die er in Ausführung des 
Kommissionsvertrags gekauft hat, dem Kommittenten liefern, 
natürlich mit dem Vorbehalt, daß, wenn er z. B. für mehrere 
Kommittenten gleichzeitig Papiere derselben Gattung kauft, er 
erst demnächst, wenn er selbst die Stücke erhalten hat, 'die 
Unterverieilung auf die einzelnen Kunden vorzunehmen hat. 
Eine Ausnahme von (ener Verpflichtung, also eine Befugnis des 
Kommissionärs, über die angeschafften Stücke nachträglich 
anderweit zu verfugen, besteht höchstens insoweit, als die Ver-
h^nTg ""F ff 1 ?° ?r tlf erj  ErÖanzung aus dem sonstigen vor­
handenen Effektenbestand oder doch unter fortdauernder Er- 
ganzungszulanglichkeit und Bereitschaft dieses Bestände 

“  53 S  363 [370 371]). Ä f t g  
die Aktien ^f^hwerdefuhrers an H. vom 6. Mai 1924, daß er 
noch nicht hab®' nShtlg ^eweKcn' so würde H. zwar
Verzeichnis ü b e T s a ' ^ t u ^ V ® 1"'  solanSe weder das Stücke- 
den sonot;!i p sa” dt noch der Eigentumsübergang entsprechend
Uebernahmeni^ e Sitlnt™US^en de? btir^erlichen Rechts, z. B. durch 
DepotG., §§ 930 Ci7®S Depot, vollzogen war (§ 7
wäre gükshVr gewesen a?'1' • aber die Rechtslaga des Zeugen 
ständen infolge6 der Unterl? ®S Uni?r den obwaltenden Um-
Haupteten Aktienankaufs war Er V f **8 wahrheitswidrig be-
Lieferung der gekauften Aktien „nd £  j  die Anwartschaft auf 
c|es K^nussionärs das Vorzugsrecht rt.dei? ? a, emes Konkurses 
f * “ aß § 7a DepotG. in cler F ^ ;7 CbV mf 7 htlicb dieser Stücke 
1923 gehabt. Diese ungünstige,l $ d7  ,V° -  vom 21. November 
auch einen Minderwert seines Vermöd ag®- konnte sehr wohl 
Sinne bewirken Ob das der Fall war u?? 7  ,w ir‘ schaftlichen 
fuhrer die irreführende Angabe iih ' j nd Ab ,der Beschwerde- 
gemacht oder diesen Irrtum ünterhTw I f ”. Ankauf der Aktien
und dem Willen bi. in Sicherheit zu ^ e g ^ ih n ^ “  B,ewuß‘ ^ in
zeitigen Wahrnehmung seiner R ech te  ,  » lba von der recht-
Vermögcn hierdurch in der gekennz*-uruckzuhaIten und se; 
schädigen, wird das ln*ten W«/e zu be-
Bejahendenfalls «nrden d « „n  j J  h f r -

merkmale des Betrugs nachgewiesen sein. Außer einer Ver­
urteilung wegen Betrugs könnte übrigens möglicherweise auch 
eine solche auf Grund des § 95 Nr. 2 des Börsengesetzes in 
Frage kommen,

N a c h s c h r i f t  d e r  S c h r i f t l e i t u n g :
• , Pie Yorstebende Entscheidung, welche im E r g e b n i s  

nie t unrichtig sein mag, erregt in ihrer B e g r ü n d u n g  in- 
S° l iT i e r■ bi ? , e. Bedenken, als sie nicht berücksichtigt, daß 
r!at 1 .ar .ln Schrifttum und Rechtsprechung zur Zeit herrschen- 
t.en, mi der Verkehrsauffassung im Bankgewerbe übereinstimmen- 
HPR l?SICht 7  v il. D ü r i n g e r - H a c h e n b u r g - B r e i t ,  
RpPc'no m? entAr’ 2- AuTiL- Anm- 29- 63 zu § 400, N u ß b a u m , 
2 Fehg i o ; , AnmD I I b , 2 7  § 95, RG. 2. Straf-Sen. v! 
| 8, ,reb r' , i 913 im Bank-Archiv XII S. 214. N. M ü 1 1 e r im
le ib e n ?  Z  XUuS- ,263 -  daS Recht des Kommissionärs ’zum 
dfc Pinlnl Uf ni®h tw aVOn, abhängig »st, daß der Kommissionär 

“  at 7 W -  bereits im Besitz oder zu seiner Ver- 
1^ ,1  a ", Die „In-sich-Erledigung“ einer Kundenordnung gilt
form Ao, AS f,lne nicbt ßrundsätzlich unzulässige Ausführungs- 
D ss^in f der“  V c 08 uUnd nur die s y s t e m a t i s c h e  Unter- 
Selbsteintritt ricMidhmn  V°ni AusR'brungsgeschäften — beim

?;• v sMk,MJŝ .u'rofcftAbiSiix”!
fuhrung des Kommissionsauftrags, so macht sich der 
Kommissionär der ohne Abschluß eines Deckungsgeschäfts 
dem Kommittenten eine Ausfuhrungsanzeige sendet weder 
des Betrugs,^ noch der Kommissionsuntreue, noch auch 
nur eines zivilrechtlichen Verstoßes schuldig. Eine Verfehlum?
Ä r A rt kann, ~  V,°m FaIle des Bucketshopsystems ab- gesehen — nur dann als vorliegend angesehen v/erden, wenn
nichPbloff* der,.M ltt®ilung über die Ausführung des Geschäfts 

,Dl0j  die schematische Ausführungsanzeige des selbst- 
emtretenden Kommissionärs handelt, sondern um eine darüber 
hinausgehende ausclrückhche Erklärung, daß wegen des Auf- 
i ' f  r  “  Deckungsgeschäft mit einem Dritten, abgeschlossen 
dem RP £ ' Erk arunp.solchen Inhalts ist allerdings nicht üblich; 
miHent IS* daß im Einzelfalle der Komi
^ ‘ 7  ,™  [ Iinbllck auf § 7a DepotG. an ihrer Abgabe ein Inter-
gegenübersteht" ' We" n 6inem kaPitalschwachen Kommissionär

III. Steuerrecht.
Zu Tarifstelle 15 Preuß. StempelStG.

h v h p lb 6 ‘l d 7  Bj e S 1 e 11 u n Ö e i 11 e r  S i c h e r u n g s -
n .V h l  h ö h  e i  7 .  n V l  J  3 .  '  ,V ,b 7  d ‘  S '  '  ”  '
l i e g e n d e n  K r e d i t v e r t r a g  zu e n l  e.n , ^ u ^ j U n de

. D Ä Ä  fm 16. T v e m b i;  \  t

|"c iU"„Ä •steSstts SSu 2 £N# i‘
einen weitgehenden Warenkredit eingeräumt^ h a ü e - ¿ hr 
Grundstücke Harburg Bd 95 Bl L  o ,,, "  Uj ’ 7 /  lllre

Stempelsteucrgesetzes in der Fassung vom 27 Oktobi'^IOOA 
einen Stempel von 500 RM berechnet der auf ¿jA f  ■ '  1921

Ä i ä i Ä t  “n ÄäW syss
23./28. Dezember 1905 7 6 ICu r>mCuiei,eni Kreditvertrages am

cd , , ßschluß von dem Landgerichtspräsidenten in Stade 
aufgehoben und der Stempelansatz des Gerichisschreibers in 
Hohe von 500 RM wiederhergestellt worden. Die gegen seine 
Verfügung von der Klägerin eingelegte Beschwerde ist vom 
Dberlandesgerichtspräsidenten in Celle zurückgewiesen worden.

Die Klägerin hat nunmehr den Rechtsweg beschritten und 
mit der Klage beantragt, festzustellen, daß der Ansatz der 
Gerichtskostenrechnung vom 27. November 1925 mit 500 RM 
Stempel ungerechtfertigt ist und in Wegfall kommt Sie hat 
sich zur Begründung ihres Antrages auf die Tarifstelle 15 
Abs, 3 des preußischen Stempelgesetzes berufen Der Be­
klagte hat diese Bestimmung auf die Falle des Abs 2 nicht 
für anwendbar gehalten und die Abweisung der Klage be-

•mtragt Land ¡cht hat der Klage durch Urteil vom 11. Mai 
1926 stattgegeoen.

Gegen dieses Urteil hat der Beklagte mit Einverständnis7 T/1 <« - • C — — .m An A m r  im/i n/mtllr. r ,«Mf ̂ u A rder
Gegen dieses Urteil hat der Beklagte mit Einverständnis 

der Klägerin Sprungrevision eingelegt und beantragt, unter Auf­
hebung des landgerichtlichen Urteils die Klage abzuweisen,
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hilfsweise die Sache zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung an das Landgericht zurückzuverweisen.

Die Klägerin bittet um die Zurückweisung der Revision.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :
Die Revision ist unbegründet.
Nach der Tarifstelle 15 des preußischen Stempelgesetzes 

in der Fassung vom 27. Oktober 1924 (GesS. S. 627) sind „Gegen­
stand der Besteuerung“ die Beurkundungen über die Sicher­
stellung von Rechten, der „Steuersatz" ist auf Vio v. H. be­
messen und für die „Berechnung der Stempelabgabe ist der 
Wert der sichergestellten Werte maßgebend. Die Absätze 2 
und 3 dieser Tarifstelle lauten! , , ,

2. Auf Höchstbetragshypotheken und -Schiffspfandrechte 
im Sinne der §§ 1190 und 1271 BGB. findet der vor­
stehende Steuersatz gleichfalls Anwendung.

3. Der Stempel darf in keinem Falle den für die Be­
urkundung des sicherzustellenden Rechts zur Er­
hebung gelangenden Stempel übersteigen.

Diesen Absatz 3 hat das Landgericht in rechnerisch un­
streitig richtiger Weise zugunsten der Klägerin angewendet. 
Das bekämpft die Revision unter Hinweis auf die Allgemeine 
Verfügung des preußischen Finanzministers vom 25. Sep­
tember 1925 (JMB1. S. 367). In dieser Verfügung werden die 
Stempelbehörden allerdings angewiesen, den Abs. 3 der la rit- 
stelle 15 auf Urkunden nicht anzuwenden, welche tiocnst-
betragshypotheken und Höchstbetragsschiffspfandrechte be­
treffen; allein, da der Finanzminister durch seine Verfügung 
das Gesetz nicht zu ändern vermag, kann sich nur fragen, ob 
die von ihm vertretene Auslegung des Gesetzes richtig ist und 
ob die von ihm angeführten Gründe zutreffen. Das aber ist
zu verneinen. . „  , . , , , ,v, ,

In erster Linie beruft sich der Finanzminister auf den Wort­
laut des Abs. 2 a. a. 0 . Dieser erkläre nur den „vor­
stehenden Steuersatz" für anwendbar, also nicht auch die Vor­
schrift über die „Berechnung der Stempelabgabe und die 
sonstigen Vorschriften der Tarifstelle 15. Das ist an sich 
richtig und es kann zugegeben werden, daß der streitige Abs. 2 
nicht besonders glücklich gefaßt ist. Die Auffassung des Finanz- 
ministers führt aber zu dem Ergebnis, daß die Hochstbetrags- 
hypotheken — darunter werden im folgenden die Hochst- 
betragsschiffspfandrechte immer mitverstanden -  eigentlich 
in die Tarif stelle 15 nicht hineingehören, daß sie dort ge­
wissermaßen nur zufällig und als ein Fremdkörper hine.n- 
geraten sind, weil sie gerade dem „Steuersatz unterworfen 
werden sollten, der für die Sicherstellung von Rechten vor­
gesehen ist. Das wäre ein auffälliges und allen Grundsätzen 
richtiger Gesetzgebungsarbeit widersprechendes Ergebnis. Es 
könnte nur dann hingenommen werden, wenn sonstige 
zwingende Gründe dafür sprächen. Solche zwingende Grunde 
findet der Finanzminister in der Entstehungsgeschichte der 
Vorschrift. Sie beweist tatsächlich aber das Gegenteil.

Der Abs. 2 ist in die Tarifstelle 15 — damals 59 — des 
preußischen Stempelsteuergesetzes durch die Novelle vom 
26. Juni 1909 eingerückt worden, damals in folgender Lorm.

Auf Höchstbetragshypotheken im Sinne des § 1190 BGB. 
finden die vorstehenden Steuersätze gleichfalls Anwendung. 
Von St euer sä t zen  wurde gesprochen, weil die Sicher­

stellung von Rechten damals nicht einem Wertstempel, sondern 
einem — abgestuften — Feststempel von 0,50 bis zu 5;— n  
unterworfen war. Den Wertstempel brachte für die Tant- 
stelle 15 — damals 59 — erst das Gesetz vom 25. Juli 192J 
(GesS. S. 341). T

Die Novelle vom 26. Juni 1909 fügte weiter in die 1 a n ­
stelle 14 — damals 58 —, welche die „Schuldverschreibungen, 
hypothekarische und persönliche aller A rt betrifft, den 
Zusatz ein;

Urkunden, in denen der Betrag der verschriebenen 
Schuld nur dem Höchstbetrage nach bestimmt ist, sind 
dem Stempel dieser Tarifstelle nicht unterworfen.
Die beiden neuen Sätze der Novelle von 1909 gehören 

inhaltlich zusammen. M it ihnen hat die Gesetzgebung einen 
Streit entschieden, der sich zwischen der Rechtsprechung des 
Reichsgerichts und der Auffassung des preußischen Finanz- 
ministers ergeben hatte. Ursprünglich waren beide Stellen 
J.ri-iher eirütf gewesen, daß Urkunden über Kreditverträge, in 
denen der zu gewährende und zurückzuzahlende Kreditbetrag 
nur der Höchstsumme nach bezeichnet war, und Urkunden 
über sogenannte Kautionshypotheken, bei denen die Große des 
Anspruchs noch unbestimmt war und nur der höchste Betrag 
eingetragen wurde, bis zu welchem das Grundstuck haften 
sollte I '  24 des Gesetzes über den Eigentumserwerb usw. vom 
5. Mai ¿872, nicht a l. ..S ch^rs^h rm b un ^en ^ .m  in n e re r

des RJchsgÄ
erforderte es der Begriff der Schuldverschreibung, ö über-
zur Zahlung einer ihrer Höhe ^ s*inHn c I  l d j  34
nommen werde, vgl. RGZ. Bd. 8 S. 260 a. E., r ■_ •
S. 1070 und JW. 1899 S. 11885. Von diesem Standpunkt aus

unterfielen die Kreditverträge nur dem allgemeinen Vertrags­
stempel und die Urkunden über Kautionshypotheken waren als 
„Kautionsinstrumente" im Sinne des Gesetzes vom 7, März 1822 
oder demnächst als Beurkundungen über die Sicherstellung von 
Rechten im Sinne des Gesetzes vom 31. Juli 1895 steuer­
pflichtig.

Später hat das Reichsgericht seine Ansicht geändert, und 
zwar im Hinblick auf § 6 Abs. 2 des Gesetzes vom 31. Juli 1895, 
der noch heute in unveränderter Fassung gilt. Danach ist die 
Stempelsteuer zunächst von dem höchstmöglichen Werte des 
Gegenstandes des Geschäfts zu berechnen; ist dann aber „die 
Leistung nicht bis zu den bestimmten Grenzen erfolgt, so wird 
nach Ausführung des Geschäfts die gezahlte Stempelsteuer bis 
auf den der wirklichen Leistung entsprechenden Betrag er­
stattet". So gelangte das Reichsgericht dazu, die oben­
erwähnten Urkunden dem Schuldverschreibungsstempel zu 
unterwerfen, vgl. JW. 1900 S. 40532, 1902 S. 19510 und RGZ. 
Bd. 68 S. 157 ff. Die beiden ersten Entscheidungen betrafen 
Kreditverträge, die dritte bezog sich auf die an die Stelle der 
preußischen Kautionshypothek getretene Höchstbetrags­
hypothek des § 1190 BGB.

Der Finanzminister schloß sich der neueren Rechtsprechung 
des Reichsgerichts nicht an, obwohl er, wie H u m m e l -  
S p e c h t  in Anm. 20 zu Tarifstelle 58 auf S. 1042 mitteilen, 
bei Erlaß des Gesetzes vom 31. Juli 1895 den — allerdings 
vergeblichen — Versuch gemacht hatte, Schuldverschreibungen 
über eine nur dem Höchstbetrag nach feststehende Summe 
ausdrücklich in die Tarifstelle 58 — jetzt 14 — aufnehmen zu 
lassen. Er erließ vielmehr schon im Hinblick auf die Ent­
scheidung in der JW. 1900 S. 40532 unter dem 20. Mai 1901 eine 
Allgemeine Verfügung betr. die stempelsteuerliche Behandlung 
von Kreditverträgen und einseitigen Kreditversprechen 
(Zentrablatt der Abgaben-Gesetzgebung und Verwaltung 1901 
S. 160 Nr. 74). Darin: wird es im Anschluß an die ältere Recht­
sprechung des Reichsgerichts für unzulässig erklärt, Kredit­
verträge dem Schuldverschreibungsstempel zu unterwerfen, 
sie bedürften nur des allgemeinen Vertragsstempels. Hieraus 
wird die wichtige Folgerung abgeleitet, daß die Beurkundung 
der Sicherstellung von Rechten aus Kreditverträgen nach dem 
damals zweiten, jetzt dritten Absatz der Tarifstelle 59, jetzt 15, 
des Landesstempelgesetzes einen Sicherstellungsstempel b i s 
z u r H ö h e  des allgemeinen Vertragsstempels von damals 1,50 M 
erfordere; es sei also ein Sicherstellungsstempel von nur 0,50 
oder 1,— M notwendig, wenn der Höchstbetrag des eröffneten 
Kredits 600 oder 1200 M nicht übersteige.

Gleichzeitig erließ der Finanzminister am 20. Mai 1901 
eine zweite Allgemeine Verfügung (a. a. O, S. 159 Nr. 73). 
Sie betraf die stempelsteuerliche Behandlung von Sicherungs­
hypotheken und ordnete an, daß für die Höchslbetrags- 
hypotheken des § 1190 BGB. nur der Stempel der Tarifstelle 59, 
jetzt 15, erfordert werden dürfe.

In diesen beiden Verfügungen hat der Finanzminisler aus 
sachlichen Gründen und ohne jede Rücksicht auf den jetzigen 
zweiten Absatz der Tarifstell'e 15, den es damals noch nicht 
gab, die Ueberzeugung vertreten, daß Urkunden über Höchst­
betragshypotheken als Urkunden über die Sicherstellung von 
Rechten unter die Tarifstelle 15 (damals 59) fielen. Damit 
sollten sie allen Vorschriften der Tarifstelle 15 (59) unter­
worfen werden, auch der des damals zweiten, jetzt dritten Ab­
satzes dieser Tarifstelle. Wie dieser Absatz sich bei Be­
urkundungen der Sicherstellung von Rechten aus Kredit­
verträgen auswirken mußte, hat der Finanzminister damals im 
einzelnen dargelegt und er hat keine Ausnahme für den Fall 
gemacht, daß die Rechte aus Kreditverträgen gerade durch 
die Bestellung einer Höchstbetragshypothek sichergestellt 
würden. Davon, daß die Höchstbetragshypotheken nach den 
Sätzen der Tarifstelle 15 (59), „aber bemessen nach der ein­
zutragenden Summe“ versteuert werden sollten — so sagt die 
Allgemeine Verfügung vom 25. September 1925 —, ist in den 
beiden Verfügungen vom 20. Mai 1901 keine Rede, auch nicht 
in der dort angezogenen Allgemeinen Verfügung des Finanz­
ministers vom 26. September 1874, abgedruckt bei S e v e r i n ,  
die preußischen Stempelabgaben S. 275 Anm. 12. Der Finanz- 
minister hat vielmehr im Jahre 1901 offensichtlich auf dem­
selben Standpunkt gestanden, den das Landgericht gebilligt 
hat und den der Finanzmindster jetzt bekämpft.

Das Reichsgericht blieb im Gegensatz zu dem Finanz­
minister dabei, daß Urkunden über Höchstbetragshypolheken 
als Schuldverschreibungen zu versteuern seien, und lehnte die 
abweichende Meinung des Finanzministers ausdrücklich ab, 
RGZ. Bd. 68 S. 159 unten. Dieser Streit blieb also bestehen, ihn 
hat der Gesetzgeber im Jahre 1909 zugunsten des Finanz­
ministers entschieden. Urkunden^ in denen der Betrag^ der 
verschriebenen Schuld nur dem Höchstbetrag nach bestimmt 
ist, dürfen seit 1909 dem Schuldverschreibungsstempel nicht 
mehr unterworfen werden. M it diesem Zusatz zu Tarifstelle 14 
(58) war die Ansicht des Reichsgerichts abgelehnt. Es blieb 
nun aber die Möglichkeit offen, daß das Reichsgericht sagte: 
an sich gehören die streitigen Urkunden unter die Tarif­



stelle 14 (58); dort dürfen sie nicht mehr versteuert werden; 
also bleiben sie steuerfrei. Um dieser klar erkannten Möglich­
keit zu entgehen und um die vom Finanzminister bisher schon 
für notwendig erachtete Versteuerung der streitigen Urkunden 
nach Tarifstelle 15 (59) sicherzustellen, wurde in diese Tarif­
stelle der neue Absatz 2 eingeschaltet, vgl. Drucksachen des 
Abgeordnetenhauses, 21. Legislatur-Periode, II. Session, Nr. 560 A  
S. 85, So wurde nicht nur die Ansicht des Reichsgerichts 
verneint, sondern auch die des Finanzministers bejaht. Davon, 
daß der damalige Absatz 2, jetzige Absatz 3, der fa rif- 
stelle 15 (59) auf die streitigen Urkunden nicht angewendet 
werden sollte, ist bei allen diesen Verhandlungen nicht die 
Rede gewesen. Diese Ansicht tr itt zum ersten Male in der 
Allgemeinen Verfügung vom 25. September 1925 hervor. Der 
Versuch des Finanzministers, ihre Richtigkeit aus der Ent­
stehungsgeschichte des Gesetzes zu belegen, versagt also nicht 
nur, er schlägt sogar, wie sich aus den vorstehenden Dar­
legungen ergibt, gegen ihn aus.

Der Finanzminister hat endlich noch gemeint, daß der 
Abs. 2 in Tarifstelle 15 (59) nur geringe praktische Bedeutung 
hätte, wenn er im Sinne des Landgerichts ausgelegt würde. 
Das mag richtig sein und es ist auch anzuerkennen, daß der 
Absatz 3 der Tarifstelle 15 (59) den Ertrag der Steuer jetzt 
ungünstiger beeinflußt, als zu der Zeit, da der Stempel der 
Tarifstelle 15 (59) noch ein — abgestufter — Feststempel von 
geringer Höhe war, aber die Rücksicht auf den Ertrag der 
Steuer kann niemals dazu führen, die gesetzliche Vorschrift 
anders auszulegen, als ihr Sinn und Zusammenhang es er­
fordern und ihre Entstehungsgeschichte es bestätigt.

Danach mußte die Revision zurückgewiesen werden.

IV. Arbeitsrecht.
Zu § 11 Abs. 3 Arbeitszeitverordnung.
I s t  e i n e  U e b e r s c h r e i t u n g  d e r  t ä g l i c h e n  

A r b e i t s z e i t  z u l ä s s i g ,  so d a r f  a u c h  d i e  u n ­
u n t e r b r o c h e n e  R u h e z e i t  d e r  A n g e s t e l l t e n  v o n  
m i n d e s t e n s  11 S t u n d e n  v e r k ü r z t  w e r d e n .

Urteil des Strafsenats des Oberlandesgerichts Königsberg 
i. Pr. vom 13. Januar 1927, 6 S 384/26. Mitgeteilt von Oberlandes­
gerichtsrat Ermel, Königsberg i. Pr.

Die Verordnung über die Regelung der Arbeitszeit der An­
gestellten vom 18. März 1919 sah u. a. nach dem Ende der täg­
lichen Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhezeit von minde­
stens 11 Stunden vor. Die Arbeitszeitverordnung vom 21. De­
zember 1923 verlieh der alten Verordnung neue Gesetzeskraft, 
änderte und ergänzte sie aber in einer Weise, daß der Grundsatz 
des Achtstundentages weitgehend gemildert wurde. § 11 Abs. 1 
und 2 der Arbeitszeitverordnung (AZV.) bedroht die Zuwider­
handlungen gegen ihre Vorschriften und die der VO. v. 18. März 
1919 mit Strafe und bestimmt im Abs. 3, daß der Arbeitgeber 
bei Duldung oder Annahme freiwilliger Mehrarbeit männlicher 
Arbeitnehmer über 16 Jahre nicht strafbar ist, wenn besondere 
Umstände die Mehrarbeit veranlassen, sie nicht dauernd ist, 
keine Ausbeutung der Notlage oder der Unerfahrenheit des 
Arbeitnehmers durch die Arbeitgeber darstellt und die Ge­
sundheit der Arbeitnehmer offensichtlich nicht gefährdet.

Nun hatte einAllensteiner Kaufmann wegen der Vergrößerung 
seines Ladens kurz vor Weihnachten mehrere Abende nach 
Schluß der Ladenzeit und nach dem Abendbrot seine Ange- 
stellten bis gegen 12 Uhr nachts mit dem Wiedereinräumen von 
Waren beschäftigt und sie am andern Morgen um 8 Uhr ihren 
Dienst wieder antreten lassen. Er war deshalb unter Anklage 
gestellt worden, seinen Angestellten die ununterbrochene Ruhe­
zeit von mindestens 11 Stunden verkürzt zu haben, wurde aber 
vom Amts- und Landgericht freigesprochen. Die Revision der 
Staatsanwaltschaft hiergegen wurde kürzlich vom Strafsenat 

es Uberlandesgerichts in Königsberg verworfen. Es tr itt der 
tatsächlich» d v  Landgerichts bei, daß, da es sich nach dessen 
einem NotfallJ?stst,el}“ n§ jn ™  eine vorübergehende Arbeit in 
auch dann besä f  te’ der V 1 Abs' 3 der AZV- Straffreiheit 
b r o c h e n  e R u T e  z eT w on  ™ • Mehrarbeit die u n u n t e r -  
Da § 11 Abs. 3 in den dort mi“ destens 11 Stunden verkürzt. 
Duldung oder Annahme von £n$e2ebel?en Ausnahmefällen die 
er damit zweifelsfrel zu e rk e n n  “ d a f  Stf a£1<2 . Iäßt- 50 gib‘ 
Setzungen auch die Duldung oder A n n il ^  dlesen Voraus- 
in  K r a f t  g e b l i e b e n e n  B ? .  t ; ahme elner g e g e n  d i e  
V e r o r d n u n g e n  verstoßende Mpiira’ u t ' * ' ?  d e r a l t e n  
soll. Es handelt sich bä  d f ie r  i t t '  ?lFbt strafbar
sion vermeint um eine ausdehne^de Auslegung desWS
AZV., vielmehr ergiebt sich der hier v e r tr e te n »  j  1 , A b s - 3  
weiteres aus dem § 11. Richtig weEt dTe Re,/ dpJUnkt ohne
daß die Arbeiterschutzbestimmungen im alltfemeinSI°n dan?ui bln<
Arbeitszeit, den dazwischen liegenden Verhältnis Zg T ch,en der 
Pausen und der verhältnismäßig langen ununterhr " h ^ ^  
zeit zwischen dem Ende einer A r b e its s E t  b 1chf nenJRubc'  
der nächsten Arbeitsschicht unterscheiden dC”i-M eg‘nh
..doch H r  di« Rechtsayffasaung Ä S t a S , ‘Ä ‘

Abs. 3 AZV. macht in dieser Beziehung eben keinen Unterschied, 
läßt vielmehr unter den näher bezeichneten Voraussetzungen die 
Annahme und Duldung grundsätzlich j e d e r  Mehrarbeit, auch 
wenn sie gegen die Bestimmungen der ununterbrochenen Ruhe­
mindestzeit verstößt, straflos.

Daß eine Mehrarbeit von nicht nur ganz geringfügiger Dauer 
notwendig die ununterbrochene Ruhezeit verkürzen muß, ergibt 
sich aus der Natur der Sache. Es ist nicht ersichtlich, warum die 
Revision hierfür einen besonderen Anhalt im Gesetz erfordert. 
Daß die u n u n t e r b r o c h e n e  R u h e z e i t  die Arbeitnehmer 
bei Beginn der neuen Arbeitsschicht wieder in den Vollbesitz 
ihrer Kräfte versetzen soll, ist klar: genau denselben Zweck haben 
aber auch die Bestimmungen über die Dauer der A r b e i t s  - 
z e i t ,  und ihre Verlängerung durch Mehrarbeit in den Grenzen 
des § 11 Abs. 3 AZV. ist an sich zweifellos nicht strafbar. M it 
dem Zwecke a l l e r  dieser Bestimmungen für die Erhaltung der 
Arbeitsfähigkeit der Arbeitnehmer ist es keineswegs unvereinbar, 
wenn e r w a c h s e n e n  männlichen Arbeitnehmern unter der 
— hier gegebenen — Bedingung, daß eine A u s b e u t u n g  und 
g e s u n d h e i t l i c h e  S c h ä d i g u n g  nicht in Frage kommt, 
a u s n ah m s w e i s e  eine durch b e s o n d e r e  U m s t ä n d e  
veranlaßte, n i c h t  d a u e r n d e ,  f r e i w i l l i g e  Mehrarbeit 
nicht unmöglich gemacht werden soll, wie sie schließlich auch 
im Interesse der Allgemeinheit liegt und in jedem Beruf vor­
kommt, mag sie auch die für den Regelfall vorgeschriebene un­
unterbrochene Ruhezeit vorübergehend verkürzen. Ob das Ver­
halten des Angeklagten, auf dem freien Arbeitsmarkte reichlich 
vorhandene Hilfskräfte nicht einzustellen, den Bedürfnissen des 
Wirtschaftslebens entsprach, kann dahingestellt bleiben, jeden­
falls konnte nach Maßgabe des hier allein entscheidenden g e l ­
t e n d e n  R e c h t s  auf Grund der tatsächlichen Feststellungen 
des Landgerichts der Angeklagte nicht verurteilt werden.

Bücherbesprechungen.

Dr. R i c h a r d  R o s e n d o r f f ,  „Die rechtliche Organisation 
der Konzerne“ , Industrieverlag Spaeth & Linde, 
Berlin 1927, 209 Seiten.

Das R o s e n d o r  f  f  sehe Werk zählt zu den besten 
Arbeiten des Verfassers: ein ausgezeichnetes Buch. Sein 
Wert liegt seiner Anlage entsprechend weniger auf dogmatischem 
Gebiet und in theoretischen Erörterungen, als in der „Tat- 
sachenerforschung“  und in dem außerordentlich reichen 
Anschauungsmaterial. Es dürfte kaum ein Problem aus dem 
„Recht der Konzerne“ geben, das hier nicht erörtert wäre. So 
i- t  das Buch von größtem Wert Dicht nur fü r den erfahrenen 
Juristen und Wirtschaftler, sondern auch für diejenigen, die 
sich m it Fragen des Konzernrechts zum erstenmal beschäftigen 
Unterstützt w ird der Wert des Buches durch eine leicht 
flüssige, lebensvolle und anschauliche Darstellung.

Das Buch enthält in vier Abschnitten Betrachtungen über 
die wirtsch.ftliche Entwickelung des Konzernlebens über die 
rechtliche Organisation der Konzerne, über Einzelwirkungen 
der Konzernzugehörigkeit auf das Z ivil-, Kartell-, Aktien- und 
¡Steuer- Recht und endlich über die Entwickelungstendenzen der 
und Fusion ° nSbeWeSUnS' insbesondere Interessengemeinschaft

In einem Anhang sind eine Reihe von Verträgen mit- 
geteilt, die von dem Verfasser in dem bekannten Konflikt 
der Interessengemeinschaft Ostwerke-Kahlbaum-Schultheiß- 
Patzenhofer erstatteten Gutachten und endlich eine 
tabellarische Zusammenstellung über die im Jahre 1926 vor­
genommenen Zusammenschlüsse. Ein Verzeichnis der im 
lex te  erwähnten Firmen und Gesellschaften sowie ein Sach­
register erhöhen den Wert des Bucnes für den praktischen 
Gebrauch. r

Nach einer kurzen Darstellung der wirtschaftlichen 
Vorgänge, die in der ganzen Welt, insbesondere *h0r *n 
Deutschland, zur Konzentration von Betrieben ge füh rt haben, 
und einer kurzen Betrachtung der rechtlichen Begnffsmerjr- 
male des Konzerns erörtert R. die Frage, ob es eine al,S®“ el“ ® 
Rechtsfolge der Zugehörigkeit zu einem Konzern ge , 
der wirtschaftlichen Einheit auch eine J“ r" t s „ ä t f e  und 
« t s r eh., ays de, ,« h  - M . , « »

1 K k v < Ä '  * » * * " ■  <Ue “ r S e s rt“ du” e
eines Konzerns führen. htsbeziehnngen unter Konzern- 
M. , schel.det dl® Gruppen: Beteiligungen und Rechts- 
Mitgliedern io zwe einem ^obligatorischen Vertrage beruhen, 
beziehungen, die ä idM taft«rechte , z. B effektenkapitalistische 
d. h. einerseits M g oder gegenseitiger Art, Konsortial-
fe1e1lg8n“ Dggen1 Hold.nl -Gesellschaftfn und andererseitslnteressen- 
Kemeinschaften,die wiederum Gewinngemeinschaften, Pachtungs- 
lemeinschaften, Betriebsgemeinschaften Lieferungsgemein­
schaften, Patent- und Vertriebsgemeiuschaften oder Gemein­
schaften besonderer A rt z. B. in der Kali-Industrie sein
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können. Die hierbei in Betracht kommenden einzelnen Fragen, 
wie z. B. die Verteilung des Gewinns nach dem investierten 
Kapital oder die Qnoten-Bemessung in Form von Dividenden-?- 
earantien, die Form besonderer Dachgemeinschaften finden r, 
besondere Betrachtung und eingehende Darstellung. Das aus ¿j) 
der Praxis für diese Erörterung herangezogene Material ist
außerordentlich lehrreich.

R, kommt zu dem Ergebnis, daß aus der wirtschaftlichen
• i -I_*------ „ 1~~~ TT— i-____Iraino nl hvom f>inP. KAfihtS-

$
11. KOulUih " u UDU1 uigcuuio» u“ w _ ,

Einheit der einzelnen Unternehmungen keine allgemeine Kecnts- 
form der Konzernzugehörigkeit folgt, wohl aber sich weit- 
tragende Rechtsfolgen für die Auslegung derin Frage kommenden 
gesetzlichen Bestimmungen und vertraglichen Abmachungen 
ergeben. Aber er betont gleichzeitig, daß man zu fehlerhaften 
rechtlichen Lösungen kommen würde, wenn man die bei der 
Konzernbildung verwendeten Rechtsformen lediglich für sich 
und ohne Rücksicht darauf betrachten wollte, daß sich aus der 
Kombination der Einzelformen und ihrer Verwendung zu be­
stimmten Zwecken doch wieder Zusammenfassungen bilden, 
die man bei der Beurteilung der auftretenden einzelnen Rechts­
probleme nicht außer acht lassen dürfe. Dieses Ergebnis ent­
spricht m. E. dem tatsächlichen Befund.

Die wirtschaftliche Entwickelung ist noch durchaus Im Fluß; 
in der Praxis werden unter dem Begriff des Konzerns die ver­
schiedensten Vorgänge zusammengefaßt und eine strenge 
Systematik würde hierbei der Mannigfaltigkeit des Lebens 
nicht gerecht werden. Die gegen diese Auffassung gerichteten 
eingehenden Ausführungen von N e t te r  (ZBH. I I .  Nr. 1 “ • 11 “ ■ 
und Nr. 2 S. 61 ff.) übersehen m. E., daß „der Begriff des 
Konzerns“ keineswegs feststeht (vgl. R o s e n d o r f f , Is, 
N e t t e r  S. 62 ff., Denkschrift des Statistischen Reichsamts über 
Konzerne usw., F r i e d l ä n d e r  JW. 1927, S. 634).

Aus einem Begriffe, der sich im Verlauf einer wirtschaft­
lichen Entwicklung, die sich heute noch in_ den Anfängen be­
findet, erst bilden kann, Rechtsfolgen herleiten zu wollen, ist 
m. E. nicht möglich. Es ist aus den bisherigen Ausführungen 
N e 11 e r s auch noch nicht zu erkennen, welche praktischen 
Konsequenzen sich aus dieser Begriffsbestimmung ergeben 
sollen. Wenn auch N. betont, daß der Begriff des Konzerns 
nur auf empirischem Wege gefunden werden könne, so besteht 
doch bei dieser Methode die Gefahr, daß die auf diese Weise 
gefundenen begrifflichen Konstruktionen der Fülle der w irt­
schaftlichen Vorgänge nicht entsprechen.

Unter Darstellung der Differenzen bei dem Interessen­
gemeinschafts-Konflikt Hammersen-Dierig undOstwerke-Schuit- 
heiß-Patzenhofer-Kahlbaum erörtert R. die Anwendung der 
clausula rebus sic stantibus, die Möglichkeit nachträglicher 
Aenderung der Schlüsseländerung, den Anspruch auf vorzeitige 
Kündigung, die Möglichkeit des außervertraglichen Kündigungs­
rechts aus wichtigen Gründen. _

Eine kurze, aber instruktive Darstellung finden die Le- 
ziehungen zum Kartellrecht, insbesondere die Frage, inwieweit 
die Organisationsformen der kapitalistischen Konzentration 
unter die Kartell Verordnung fallen und wieweit infolge wech­
selnder Konzernbildung unter den Kartellmitgliedern ein 
Kündigungsrecht aus § 8 der Kartellverordnung gegeben ist.

Von besonderem Interesse w ird die Darstellung der be- 
ziehungen zwischen Konzern- und Aktienrecht sein. Alle 
Fragen, die den praktischen Juristen auf diesem Gebiete be­
schäftigen, z. B. die Gültigkeit von Interessengemeinschafts­
verträgen oder langfristigen Betriebsüberlassungsverträgen 
ohne Genehmigung der Generalversammlung, die Wirksamkeit 
der Fusionsverpflichtungen im Interessengemeinschaftsvertrage, 
die Stellung des Aufsichtsrats und Vorstandes, die sich aus 
diesen Zusammenfassungen ergeben, endlich die hierdurch aus- 
gelösteu Bilanzfragen finden eine eingehende Betrachtung. 
Man w ird den Ergebnissen, zu denen R. hierbei kommt, im 
wesentlichen zustimmen können. Die Gewinngemeinschaft is t 
keine Satzungsänderung, wohl aber ist solche ein langfristiger 
Pacht- und Betiiebsüberlassnngsvertrag; gegenseitige Verein­
barungen über die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern sind 
gültig wobei zwar ein Ernennungsrecht einem anderen nicht 
übertragen werden kann, wohl aber bestimmte Voraussetzungen 
für die Wählbarkeit vorgeschrieben werden können. Dagegen 
wird man sich der von R. vertretenen Auffassung, wonach
in Interessengemeinschaftsverträgen enthaltene bedingte oder
betagte Fusionen trotz § 310 BGB .rechtswirksam seien, 
da !s  sich hierbei nicht um einen Vertrag s o fe rn  um ein 
Angebot handele, nicht anschließen können (vgl. U l i  m a n n  ,
J W. 1927, S. 630 ff.). v ,

In der Praxis Schwierigkeiten bereitende Bilanzfragen: 
Verpflichtungen der Muttergesellschaft, bei . „ f«in ak"
der Tochtergesellschaft an diese bestimmte B £ , '
Schreibungen und Rückstellungen abzuführen, An g -
§ 262 bei Veräußerung von an ein Konsortium m it Ge­
winnbeteiligung der Gesellschaft begebenen Vorratsaktien 
Einziehung derartiger Vorratsaktien, Behandlung von hier 
entstehenden Buchgewinnen finden eine eingehende Darstellung, 
ebenso die Frage, inwieweit die Diviaenden-Garantie ein

Sonderrecht des einzelnen Aktionärs bildet, ob Bestimmungen 
in In teress engemein schaf tsv ertrüge n über Ausschüttung
gleicher Dividenden der Aufnahme in das Statut zu ihrer
Gültigkeit bedürfen. . . . .  .. ,
I Eine besonders eingehende Berücksichtigung finden die 
„Konzernkämpfe* und die damit im Zusammenhang stehenden 
Bestimmungen des Aktienrechts, vor allem die Fragen des 
Stimmrechts und dessen Beschränkung auf § 252 HGL. 
die Voraussetzungen, unter denen Mehrheitsbeschlüsse der 
Anfechtung unterliegen (schrankenlose Ausbeutung, Handeln 
zum Nachteil der Gesellschaft, Verdrängung einer Minderheit 
aus der Gesellschaft) und unter denen die Schaffung von 
Vorzugsaktien und Schutzaktien nichtig ist. Ein Abschnitt über 
den Zweckwandel der Minoritätsrechte enthält interessante Aus­
führungen über die veränderte Bedeutung der Minoritätwechte.

Einen breiten Raum in der Darstellung nimmt das Steuer- 
recht im Zusammenhang m it der Konzernbildung ein (Schachtel- 
gesellschaften), Steuermilderung, Anwendung des Erbschafts- 
steuergesetzes auf Sanierungen. Mit Recht wird auf den 
Wiederspruch hingewiesen, der zwischen dem Steuermilderungs­
gesetz m it der Absicht, die gegenwärtige schwere Ueber- 
gangszeit zu überwinden und der Praxis einiger Finanzämter 
besteht, die bei Zurverfügungstellung von Aktien durch Groß­
aktionäre zum Zwecke der Sanierung einer Gesellschaft die 
Bestimmungen des ErbschStGes. anwenden. Seite 99 Ziffer 2 
enthält eine unklare Wiedergabe der Bestimmungen des 
Gesetzes: Beseitigung einer Unterbilanz durch eine Kapitals-

e h ö h u n g ^ lQß deg Bnches „¡b t einen Ueberblick über die 
neuesten Tendenzen der Konzentrationsbewegung, insbesondere 
der Formen, in denen sich heute dieser Prozeß vollzieht. 
Man wird dem Verfasser aus praktischen Erfahrungen durch­
aus darin beitreten müssen, daß in den weitaus meisten iä llen  
nur die Fusion zum Ziele führt. ,. „

Erwünscht wäre es gewesen, wenn R. in aiesen Be­
trachtungen auch auf die nicht immer erfreulichen lolgen 
der Zusammenfassung wirtschaftlicher Gebilde hingewiesen 
hätte. Bürokratisierung, Unterdrückung der schöpferischen 
Persönlichkeit, VerloreDgehen des Zusammenhanges zwischen 
Leitung und Betrieb, ganz abgesehen von den wirtschaftspoli­
tischen Konsequenzen. Auch auf die Gefahr, daß bei der Ver­
schmelzung von Betrieben nicht die Lage des besonderen 
Falles, sondern das Schlagwort entscheidet, wäre hinzu weisen. 
Es ist erklärlich, daß gerade von diesen Gesichtspunkten aus 
der Interessengemeinschaft in Praxis und Literatur von 
mancher Seite der Vorzug gegeben wird. Die praktische Er­
fahrung spricht m. E. gegen diese Ansicht. Das inenschlich 
Allzumenschliche w ird hierbei übersehen: es zeigt sich meist, 
daß die selbständig gebliebenen Gesellschaften sich wirtschaft­
lich nicht als Teile eines Gesamtunternehmens fühlen, sondern 
Sonderinteressen vertreten, sich häufig sogar bekämplen. Die 
Erfahrung zeigt denn auch, daß zahlreiche Interessengemein­
schaften wieder aufgelöst worden sind, auch da, wo sie zu­
nächst aus beachtenswerten Gründen — Rücksicht auf Kund­
schaft und Absatz — geschlossen worden sind. . . . .

Besondere Beachtung hätte auch -  gera.de m it Rücksicht 
auf die Reformbestiebungen auf dem Gebiete des Aktien­
rechts — eine Tatsache verdient, die sich bei der Lektüre des 
Buches m it besonderer Deutlichkeit ergibt: daß ein vor Jahr­
zehnten unter ganz anderen wirtschaftlichen Verhältnissen 
entstandenes Gesetz an praktischer Brauchbarkeit auch heute 
nichts verloren und die Rechtsanwendung^ or^ ° ‘schnn" ie 
dem Gesetz liegenden Gedanken fortentwickelt und im 
allgemeinen den Bedürfnissen einer in Umstellungsprozessen 
-rößten Ausmaßes befindlichen Wirtschaft angepaßt hat. 
Eine klare und in ihren Ergebnissen gesicherte Rechtsprechung 
ist hierbei allerdings unentbehrlich. Nicht immer w ird dieser 
Wunsch erfüllt; so ist das Schwanken der Rechtsprechung in 
der Frage der Ausübung des Stimmrechts bei Geschäften, an 
denen der Stimmberechtigte beteiligt ist, bedauerlich. Die 
Gerichte fühlen, daß in solchen Fällen ein Ausschluß des 
Stimmrechts der Gerechtigkeit nicht entspricht. (Soll bei einer 
Fusion, die wirtschaftlich geboten ist und je tz t vom Gesetz­
geber begünstigt wird, die übernehmende Gesellschaft, die 
90 pGt. des Kapitals der aufzunehmenden Gesellschaft besitzt, 
vom Stimmrecht ausgeschlossen sein und die Entscheidung bei 
der 10 pOt. M inorität liegen?) Aber die Rechtsprechung ist 
hier si hwankend und führt in diesen l'ällen zu einer Unsicher­
heit, die schwere Gefahren enthält (vgl. die erschöpfende 
Darstellung bei F 1 e c h t  h e i  m JW. 1925, S. 560 ff. und RG. in 
JW. 1927, S. 672 ff. und die Ausführungen hierzu von
N u ß  b ä u m.  . , .

Der vorstehende Ueberblick dürfte gezeigt haben, wie 
reich das R.sche Buch an Tatsachenmaterial, kritischer 
Würdigung und Anregung ist. Wer nur immer praktisch m it 
dem „Recht der Konzerne“ zu tun hat, wird dem Verfasser 
für diese Arbeit lebhaft danken. _

W a l t h e r  B e r n h a r d ,  Berlin.


